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Verfahrensbevollmächtigte der Antragsteller  

Rechtsanwälte Jan Matthias Hesse und Bernhard Ludwig, 

 Keller & Kollegen Rechtsanwälte, Kernerplatz 2, 70182 Stuttgart, 

 

unmittelbar gegen § 20a Abs. 1 Satz 1 , Abs. 2 Sä tze 1 und 2 , Abs. 3 

Sätze 1, 2, 4 und 5,  Abs. 4 Sä tze 1 und 2 und Abs. 5 Sätze 1  bis 3 In-

fektionsschutzgesetz (IfSG)  in der Fassung des Artikels 1 Gesetz zur 

Stärkung der Impfprävention gegen COVID -19 und zur Änderung we i-

terer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID -19-Pandemie G. 

v. 10. Dezember 2021 BGBl. I S. 5162 m.W.v. 12. Dezember 2021 . 

 

Verletzte Vorschriften:  

 - Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG (Recht auf körperliche Unversehrtheit) 

- Art. 12 Abs. 1 GG (Grundrecht der Berufsausübungsfreiheit) 

- Art. 3 Abs. 1 GG (Gleichheitsgrundsatz) 

Namens und in Vollmacht der Beschwerdeführenden wird beantragt  zu ent-
scheiden:  

1. § 20a Abs. 1 Satz 1 S. 1, Abs. 2 Satz 1  und 2 , Abs. 3 Sätze 1, 2, 4 und 
5, Abs. 4 Satz 1  und 2  und Abs. 5 Sätze 1 bis 3 Infektionsschutzg e-
setz (IfSG) in der Fassung des Artikels 1 Gesetz zur Stärkung der 
Impfprävention gegen COVID -19 und zur Änderung weiterer Vo r-
schriften im Zusammenhang mit der COVI D-19-Pandemie G. v. 10. 
Dezember 2021 BGBl. I S. 5162 verletzen  die Beschwerdeführende n 
in ihren Grundrechten aus Art. 2 Abs. 2  S. 1, Art. 12 Abs. 1 und aus 
Art 3 Abs. 1 GG; das Gesetz ist insoweit nichtig.  

2. Die Bu ndesrepublik Deutschland hat den  Bf. die no twendigen Au s-
lagen zu erstatten.  

Namens und in Vollmacht der Beschwerdeführenden wird ferner beantragt , 

Bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in der Haup t-
sache werden § 20a Abs. 1 Satz 1 S. 1, Abs. 2 Satz 1  und 2 , Abs. 3 
Sätze 1, 2, 4 und 5, Abs. 4 Satz 1 und 2 und Abs. 5 Sätze 1 bis 3 in der 
Fassung des Artikels 1 Gesetz zur Stärkung der Impfprävention g e-
gen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften im Zusa m-
menhang mit der COVID -19-Pandemie G. v. 10. Dezember 2021 BGBl. 
I S. 5162 vorläufig außer Vollzug gesetzt.  

Auf die Unterzeichner lautende Vollmachten als Verfahrensbevollmächtigte der 

Beschwerdeführenden gemäß § 22 Abs. 1 BVerfGG werden vorgelegt als  

Anlage nkonvolut  VB 1 (Vollmachten) 
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A.  

Vorbemerkung ï Kernpunkt e der Verfassungsbeschwerde  

1 Die angefochtenen Regelungen zielen auf den Ausschluss von gegen Covid-19 

nicht-immunisierten Menschen von jeder Tätigkeit in den in § 20a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

IfSG genannten Einrichtungen und greifen in schwerwiegender und unverhältnis-

mäßiger Weise in Grundrechte der Beschwerdeführenden sein. Die Regelung g e-

nügt nicht  dem rechtsstaatlichen Be stim mtheitsgebot , dem Parlamentsvorb e-

halt und dem Wesentlichkeitsgebot und berücksichtigt nicht hin reichend das 

rechtsstaa tliche n Gebot  eines Vertrau ensschutzes  (Rn. 489 ff.). 

2 Die Eingriffe sind unverhältnismäßig , weil sie nicht geeignet sind, das verfassungs-

rechtlich legitime Ziel zu erreichen, die in den Einrichtungen betreuten vulnerablen 

Menschen zu schützen. Geimpfte tragen ï schon aufgrund ihrer größeren Zahl ï in 

der Summe wesentlich mehr zur Virustransmission bei als die wenigen verbliebenen 

Ungeimpften. Der Übertragungsschutz der Impfstoffe schwindet im Zeitverlauf nach 

wenigen Monaten, wobei er bei den Vektorimpfstoffen rascher ganz geschwunden 

ist, während er bei den mRNA-Impfstoffen nach 6 bis 7 Monaten nicht mehr relevant 

ist (Rn. 170 ff.). So erklärte der Generaldirektor der WHO, Tedros Ghebreyesus, am 

24.11.2021, dass die Impfstoffe nur zu 40% gegen die Verbreitung der sog. Delta-

Variante schützen.1 Sie gewährleisten damit keinen relevanten Schutz gegen hohe 

Infektionszahlen, wie zahlreiche Länder mit sehr hohen Impfraten beweisen.  

3 Das gilt umso mehr angesichts der sich ausbreitenden Omikron -Variante 2 (vgl. Rn. 

63 ff.). Mehrere Studien zeigen eine negative Effektivität der Impfstoffe gegen eine 

Infektion mit der Omikron-Variante. Statistiken aus zahlreichen Ländern zeigen, 

dass Geimpfte überproportional am Infektionsgeschehen teilnehmen. Auch nach 

den Feststellungen des Robert Koch-Instituts entfalten die Impfstoffe 15 Wochen 

nach der 2. Dosis keinen Schutz gegen eine Erkrankung mehr (Rn. 259 ff.). Auch 

Auffrischimpfungen, die lediglich im Falle einer Erstimpfung mit dem Impfstoff 

ĂJanssenñ f¿r einen vollstªndigen Impfschutz erforderlich sind, zeigen einen im Zeit-

verlauf nachlassenden Infektionsschutz und versprechen keine mittelfristge Verrin-

gerung der Transmissiongefahr von SARS-CoV-2 (Rn. 296 ff.). Das gilt umso mehr 

angesichts stets neu auftretender Virusvarianten mit neuen Eigenschaften, die den 

Immunschutz mindern.  

                                                
1
 Tagesspiegel: Weltgesundheitsorganisation - Impfstoffe reduzieren Übertragung der Delta-Variante 

nur um 40 Prozent; Vgl. im Internet unter: 
https://www.tagesspiegel.de/wissen/weltgesundheitsorganisation-impfstoffe-reduzieren-uebertragung-
der-delta-variante-nur-um-40-prozent/27832714.html (zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 
2
 Zur Omikron-Variante und der diesbezüglichen aktuellen wisssenschaftlichen Erkenntnisse legen wir 

als Anlage VB 1a die Stellungnahme des Vereins Ă rzte f¿r individuelle Impfentscheidung e.V.ñ 

vor, die dieser als vom BVerfG angefragter sachverständiger Dritter im Parallelverfahren 1 BvR 
2649/21 abgegeben hat; auf diese nehmen wir ergänzend Bezug 

https://www.tagesspiegel.de/wissen/weltgesundheitsorganisation-impfstoffe-reduzieren-uebertragung-der-delta-variante-nur-um-40-prozent/27832714.html
https://www.tagesspiegel.de/wissen/weltgesundheitsorganisation-impfstoffe-reduzieren-uebertragung-der-delta-variante-nur-um-40-prozent/27832714.html
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4 Der Eingriff ist auch nicht erforderlich , weil es weit wirksamere Mittel gibt, das Ziel 

zu erreichen; neben anerkannten Hygienestandards sind dies regelmäßige Corona-

Tests (Antigen-Schnelltests oder PCR-Tests).   

5 Entsprechende Testpflichten müssten, um hinreichend wirksam zu sein, auch für 

alle Mitarbeiter in den Einrichtungen gleichermaßen gelten, um von Staats wegen 

das Ziel mit der erforderlichen Konsequenz und Folgerichtigkeit fördern zu können; 

denn Geimpfte können das Virus ebenfalls verbreiten und dadurch vulnerable Per-

sonen nicht minder gefährden. Es ist nicht angemessen und nicht verhältnismäßig 

im engeren Sinne, Grundrechte bestimmter Menschen für ein Ziel intensiv einzu-

schränken, wenn andere von Maßnahmen freigestellt bleiben und dadurch die Ziel-

erreichung verunmöglichen, erst recht, wenn es sich dabei um den weit überwie-

genden Teil der Berufstätigen in dem regulierten Bereich handelt (Geimpfte). Zudem 

sind die betreuten, behandelten, gepflegten oder untergebrachten Personen von der 

Impfpflicht nicht betroffen, obwohl von ihnen aufgrund von Ă¦berdispersionñ ein er-

heblichs Infektionsrisiko ausgeht (Rn. 246 ff). 

6 Der Eingriff ist auch deshalb nicht erforderlich , da inzwischen neben den Impfun-

gen, die auch für die meisten vulnerablen Menschen nicht kontraindiziert sind, 

hochwirksame Medikamente zur Verfügung stehen, die zu über 80% schwere Ver-

läufe verhindern können (Rn. 307 ff). Zudem handelt es sich bei der Omikron-

Variante um eine wesentlich mildere Form von SARS-CoV-2 als alle bisherigen Va-

rianten sowie der sog. Wildtyp. Das Virus ist nicht gefährlicher als sie mit der Zirku-

lation endemischer Influenza-Viren verbunden ist, gegen die auch keine Impfpflicht 

vorgesehen ist.   

7 Der zweifelhafte und allenfalls geringe Nutzen der Impfpflicht überwiegt nicht die 

Belastungen bei den Beschwerdeführenden aufgrund der Schwere des Eingriffs und 

der drohenden ggf. irreversiblen Eingriffsfolgen. Die Impfstoffe sind nur bedingt für 

die Indikation der Krankheitsprävention und nicht des Fremdschutzes zugelassen 

und unterliegen verschärften Überwachungspflichten im Zuge noch laufender klini-

scher Studien, von Risk-Management-Plänen und Beobachtungsstudien. Zahlreiche 

Fragen sind nicht geklärt (Rn. 322 ff). Nach derzeitiger Studienlage ist die Alternati-

ve der Impfung für Männer unter 40 Jahren und Jungen eindeutig unzumutbar, da 

das Myo-/Perikarditisrisiko im Zusammenhang mit der Impfung mit Comirnaty das 

Risiko eine Myo-/Perikarditis im Falle eine SARS-CoV-2-Infektion überwiegt (vgl. 

Rn. 326). Das gilt umso mehr, als die Impfungen nicht dauerhaft vor Infektionen 

schützen, Nachimpfungen empfohlen werden, auch diese nicht dauerhaft schützen 

werden und sich somit sämtliche Risiken addieren. Für Frauen besteht ein mit den 

Impfungen assoziiertes erhöhtes Risiko von Autoimmunreaktionen, etwa Menstrua-

tionsstörungen, deren Ursachen und Folgen nicht hinreichend geklärt sind.  

8 Zu berücksichtigen ist, dass das nach Alter stratifizierte Nebenwirkungsrisiko 

umgekehrt proportional zum Risiko eines schweren Verlaufs einer COVID-19- Er-
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krankung verteilt ist, wie im Rahmen der Gutenberg-Studie der Universität Mainz 

gezeigt wurde:3  

 

 

 

9 Die Covid-19-Impfpflicht würde die Inkaufnahme schwerwiegender Gesundheits-

schäden bis hin zu seltenen Todesfällen bedeuten4. Dies ist verfassungswidrig. 

                                                
3
 Gutenberg-Studie der Universität Mainz, Abrufbar im Internet unter: https://corona.rlp.de/fileadmin/rlp-

stk/pdf-Dateien/Corona/Gutenberg_Covid19_Studie.pdf. (zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 
4
 z.B. Sicherheitsbericht des PEI vom 23.12.2021 

https://www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/newsroom/dossiers/sicherheitsberichte/sicherheitsberic
ht-27-12-20-bis-30-11-21.pdf?__blob=publicationFile&v=9 (zuletzt abgerufen am 06.02.2022)  

 

https://corona.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Corona/Gutenberg_Covid19_Studie.pdf
https://corona.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Corona/Gutenberg_Covid19_Studie.pdf
https://www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/newsroom/dossiers/sicherheitsberichte/sicherheitsbericht-27-12-20-bis-30-11-21.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.pei.de/SharedDocs/Downloads/DE/newsroom/dossiers/sicherheitsberichte/sicherheitsbericht-27-12-20-bis-30-11-21.pdf?__blob=publicationFile&v=9
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B.  

Sachverha lt  

I. Angefochtene Regelungen  

10 Die Beschwerdeführenden wenden sich gegen folgende Regelungen in § 20 a 

Infektionsschutzgesetz, die im Fettdruck hervorgehoben sind 

1. § 20a Immunitätsnachweis gegen COVID -19 

(1) 
1
Folgende Personen müssen ab dem 15.  März 2022 entweder geimpfte oder 

genesene Personen im Sinne des § 2 Nummer  2 oder Nummer  4 der COVID-19-
Schutzmaßnahmen -Ausnahmenverordnung  in der jeweils geltenden Fassung 
sein:  

1. Personen, die in folgenden Einrichtungen oder Unternehmen tätig sind: 

a) Krankenhäuser,  

b) Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

c) Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 

d) Dialyseeinrichtungen, 

e) Tageskliniken, 

f) Entbindungseinrichtungen, 

g) Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Buchstaben a 
bis f genannten Einrichtungen vergleichbar sind, 

h) Arztpraxen, Zahnarztpraxen,  

i) Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, 

j) Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizinische Untersu-
chungen, Präventionsmaßnahmen oder ambulante Behandlungen durchgeführt werden, 

k) Rettungsdienste, 

l) sozialpädiatrische Zentren nach § 119 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 

m) medizinische Behandlungszentren für Erwachsene mit geistiger Behinderung oder 
schweren Mehrfachbehinderungen nach § 119c des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 

n) Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation nach § 51 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch und Dienste der beruflichen Rehabilitation, 

o) Begutachtungs- und Prüfdienste, die auf Grund der Vorschriften des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch oder des Elften Buches Sozialgesetzbuch tätig werden, 

2. Personen, die in voll- oder teilstationären Einrichtungen zur Betreuung und Unter-
bringung älterer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen oder in vergleichbaren 
Einrichtungen tätig sind, 
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3. Personen, die in ambulanten Pflegediensten und weiteren Unternehmen, die den in 
Nummer 2 genannten Einrichtungen vergleichbare Dienstleistungen im ambulanten Be-
reich anbieten, tätig sind; zu diesen Unternehmen gehören insbesondere: 

a) ambulante Pflegeeinrichtungen gemäß § 72 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
sowie Einzelpersonen gemäß § 77 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, 

b) ambulante Pflegedienste, die ambulante Intensivpflege in Einrichtungen, Wohngrup-
pen oder sonstigen gemeinschaftlichen Wohnformen erbringen, 

c) Unternehmen, die Assistenzleistungen nach § 78 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch erbringen, 

d) Unternehmen, die Leistungen der interdisziplinären Früherkennung und Frühförde-
rung nach § 42 Absatz 2 Nummer 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und § 46 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit der Frühförderungsverord-
nung oder heilpädagogische Leistungen nach § 79 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch erbringen, 

e) Beförderungsdienste, die für Einrichtungen nach Nummer 2 dort behandelte, betreu-
te, gepflegte oder untergebrachte Personen befördern oder die Leistungen nach § 83 
Absatz 1 Nummer 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erbringen, und 

f) Leistungsberechtigte, die im Rahmen eines Persönlichen Budgets nach § 29 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch Personen für die Erbringung entsprechender Dienst-
leistungen beschäftigen. 

2
Satz 1 gilt nicht für Personen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht 

gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden können. 

(2) 
1
Personen, die in den in Absatz  1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unte r-

nehmen tätig sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweil i-
gen Unternehmens bis zum Ablauf des 15.  März 2022 fo lgenden Nachweis vorz u-
legen:  

1. einen Impfnachweis im Sinne des §  2 Nummer  3 der COVID-19-
Schutzmaßnahmen -Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung,  

2. einen Genesenennachweis im Sinne des §  2 Nummer  5 der COVID-19-
Schutzmaßnahmen -Ausnahmenveror dnung in der jeweils geltenden Fassung o-
der  

3. ein ärztliches Zeugnis darüber, dass sie auf Grund einer medizinischen Kontr a-
indikation nicht gegen das Coronavirus SARS -CoV-2 geimpft werden können.  

2
Wenn der Nachweis nach Satz  1 nicht bis zum Ablauf des 15. März 2022 vorg e-

legt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vo r-
gelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder 
des jeweiligen Unternehmens unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen B e-
zirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, da r-
über zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu 
übermitteln.  

3
Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle 

kann bestimmen, dass 

1. der Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des je-
weiligen Unternehmens, sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen 
Stelle gegenüber zu erbringen ist, 

2. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht durch die Leitung der jeweiligen Einrichtung 
oder des jeweiligen Unternehmens, sondern durch die nach Nummer 1 bestimmte Stel-
le zu erfolgen hat, 
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3. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht gegenüber dem Gesundheitsamt, in dessen 
Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, sondern 
gegenüber einer anderen staatlichen Stelle zu erfolgen hat. 

(3) 
1
Personen, die in den in Absatz  1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unte r-

nehmen ab dem 16.  März 2022 tätig werden sollen, haben der Leitung der jewe il i-
gen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens vor Beginn ihrer Tätigkeit e i-
nen Nachweis nach Absatz  2 Satz 1 vorzulegen . 

2
Wenn Zweifel an der Echtheit 

oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Le i-
tung der jeweiligen E inrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverzüglich 
das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das j e-
weilige Unternehmen befindet, darüber zu benachrichtigen und dem Gesun d-
heitsamt personenbezogene Daten zu übermitteln . 

3
Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-

chend. 
4
Eine Person nach Satz  1, die keinen Nachweis nach Absatz  2 Satz 1 vor-

legt, darf nicht in den in Absatz  1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unte r-
nehmen beschäftigt werden.  

5
Eine Person nach Satz  1, die über keinen Nachw eis 

nach Absatz  2 Satz 1 verfügt oder diesen nicht vorlegt, darf nicht in den in A b-
satz  1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen tätig werden . 

6
Die 

oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann allgemeine 
Ausnahmen von den Sätzen 4 und 5 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner 
Internetseite einen Lieferengpass zu allen Impfstoffen mit einer Komponente gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2, die für das Inverkehrbringen in Deutschland zugelassen o-
der genehmigt sind, bekannt gemacht hat; parallel importierte und parallel vertriebene 
Impfstoffe mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 bleiben unbe-
rücksichtigt. 

(4) 
1
Soweit ein Nachweis nach Absatz  2 Satz 1 ab dem 16.  März 2022 seine Gülti g-

keit auf Grund Zeita blaufs verliert, haben Personen, die in den in Absatz  1 Satz 1 
genannten Einrichtungen oder Unternehmen tätig sind, der Leitung der jeweiligen 
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen neuen Nachweis nach A b-
satz  2 Satz 1 innerhalb eines Monats nac h Ablauf der Gültigkeit des bisherigen 
Nachweises vorzulegen.  

2
Wenn der neue Nachweis nach Satz  1 nicht innerhalb 

dieses Monats vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen 
Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leit ung der jeweiligen 
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverzüglich das Gesundheit s-
amt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unterne h-
men befindet, darüber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenb e-
zogene Dat en zu übermitteln . 

3
Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

(5) 
1
Die in Absatz  1 Satz 1 genannten Personen haben dem Gesundheitsamt, in 

dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen b e-
findet, auf Anforderung einen Nachweis nach Abs atz 2 Satz 1 vorzulegen. 
2
Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten 

Nachweises, so kann das Gesundheitsamt eine ärztliche Untersuchung dazu a n-
ordnen, ob die betroffene Person auf Grund einer medizinischen Kontraindikati on 
nicht gegen das Coronavirus SARS -CoV-2 geimpft werden kann. 

3
Das Gesun d-

heitsamt kann einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz  1 keinen Nac h-
weis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der Anordnung einer ärztl i-
chen Untersuchung nach Sat z 2 nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem 
Betrieb einer in Absatz  1 Satz 1 genannten Einrichtung oder eines in Absatz  1 
Satz 1 genannten Unternehmens dienenden Räume betritt oder in einer solchen 
Einrichtung oder einem solchen Unternehmen tätig  wird . 

4
Widerspruch und Anfech-

tungsklage gegen eine vom Gesundheitsamt nach Satz 2 erlassene Anordnung oder 
ein von ihm nach Satz 3 erteiltes Verbot haben keine aufschiebende Wirkung. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für die in den Einrichtungen oder von den Unter-
nehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder untergebrachten Personen. 

(7) Durch die Absätze 1 bis 5 wird das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Ar-
tikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 
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II. Entstehungsgeschichte und Ge setzesbegründung  

11 Der Gesetzesentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

eines Gesetzes zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Ände-

rung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie (BT 

Drucksache 20/188 v. 6.12.2021) weist an mehreren Stellen auf die mit dem Gesetz 

verfolgten Ziele hin. Prominent und an erster Stelle geht es nach der Begründung 

darum, mit den gesetzlichen Regelungen vulnerable Personengruppen zu schü t-

zen. So wird gleich zu Beginn der Einführung zusammenfassend erklärt, dass die 

Regelung auf den Schutz vulnerabler Personengruppen vor einer Erkrankung mit 

COVID-19 abzielt, da bei diesen Personen ein erhöhtes Risiko für einen schweren 

oder tödlichen Krankheitsverlauf besteht (BT Drucksache 20/188 v. 6.12.2021, S. 1). 

12 Laut Begründung im Gesetzesentwurf haben hochaltrige Menschen und Personen 

mit akuten oder chronischen Grundkrankheiten ein deutlich höheres Risiko für 

schwere COVID-10 Krankheitsverläufe. (BT Drucksache 20/188 v. 6.12.2021, S. 1): 

ĂWährend für die meisten Menschen die Erkrankung mit COVID-19 mild verläuft, be-
steht insbesondere für bestimmte Personengruppen aufgrund ihres Gesundheitszu-
standes und/oder Alters ein erhöhtes Risiko für einen schweren oder tödlichen COVID-
19-Krankheitsverlauf (vulnerable Personengruppen) éé Hochaltrige Menschen und 
Personen mit akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhöhtes 
Risiko für schwere COVID-19-Krankheitsverläufe. Darüber hinaus sprechen bestimmte 
Patientengruppen, insbesondere solche mit Immunschwäche, weniger gut auf die Imp-
fung an und sind daher auf einen vollständigen Impfschutz der sie betreuenden Perso-
nen angewiesen. (BT Drucksache 20/188 v. 6.12.2021, S. 1). 

13 Erst im eigentlichen Begründungsteil wird neben dem Schutz vulnerabler Personen-

gruppen noch ein weiteres Motiv für die Einführung der Regelungen genannt: der 

Schutz der ºffentlichen Gesundheit. Konkret ist die Rede davon, dass ĂZum Schutz 

der öffentlichen Gesundheit und vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-10 

Erkrankungñ vorgesehen wird, Ădass in bestimmten Einrichtungen und Unternehmen 

tätige Personen geimpft oder genesen sein oder ein ärztliches Zeugnis über das 

Bestehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung gegen COVID-19 besitzen 

müssenñ (BT Drucksache 20/188 S. 30). 

14 Zudem wird in der Begründung des Gesetzesentwurfs als Zwischenziel zur 

Erreichung des Endziels eine sehr hohe Impfquote angenommen: denn  

Ă[a]us medizinisch-epidemiologischer Sicht ist eine sehr hohe Impfquote in Situationen, 
in denen Beschäftigte Kontakt zu vulnerablen Personengruppen haben, essentiell. Die 
Impfung reduziert das Risiko sich mit SARS-CoV-2 zu infizieren, substantiell. Beschäf-
tigte in den genannten Einrichtungen können durch eine Impfung dazu beitragen, das 
Risiko einer COVID-19-Erkrankung für sich selbst und die vulnerablen Personen so weit 
wie mºglich zu reduzieren.ñ (BT Drucksache 20/188 S. 30). 

15 Nach der im Begründungsteil des Gesetzentwurfs vorkommenden Beschreibung 

des Mittels soll es sich um ein ĂPrªventives Mittelñ handeln (BT Drucksache 20/188 

S. 28). Die Begr¿ndung spricht zudem ganz allgemein von Ăgut vertrªglichenñ und 

Ăhochwirksamen Impfstoffenñ die zur Verf¿gung st¿nden (BT Drucksache 20/188 S. 

28). 
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16 Laut Gesetzesentwurfsbegründung wird zum Zeitpunkt der Beratungen im Gesetz-

gebungsverfahren von folgenden grundlegenden Prämissen ausgegangen: 

17 Erstens:  

ĂAus medizinisch-epidemiologischer Sicht ist eine sehr hohe Impfquote in Situationen, 
in denen Beschäftigte Kontakt zu vulnerablen Personengruppen haben, essentiell.ñ (BT 
Drucksache 20/188 S. 30). 

18 Zweitens:  

ĂDie Impfung reduziert das Risiko, sich mit SARS-CoV-2 zu infizieren und SARS-CoV-2 
an andere Menschen zu ¿bertragen, substanziell.ñ (BT Drucksache 20/188 S. 30) 

19 Nach den Angaben in der Begründung des Gesetzesentwurfs soll es sich bei der 

Impfung und folglich auch bei der Einführung einer indirekten Impfpflicht um ein ge-

eignetes Mittel handeln, denn ĂGeimpfte und Genesene werden seltener infiziert und 

werden somit seltener zu Überträgern des Coronavirus SARS-CoV-2.ñ (BT Druck-

sache 20/188 S. 37). 

20 Auch geht die Gesetzesbegründung davon aus, dass die Impfung den Zeitraum der 

Infektiºsitªt verk¿rzt. Laut der Begr¿ndung Ăsind sie [geimpfte Personen], wenn sie 

trotz Impfung infiziert werden sollten, weniger bzw. für einen kürzeren Zeitraum in-

fektiºsñ (BT Drucksache 20/188 S. 37).  

ĂDas Risiko, das von Geimpften oder Genesenen ausgeht, ist somit deutlich geringer 
als bei Personen, die über keine Immunisierung aufgrund eines vollständigen Impf-
schutzes oder einer durchgemachten Infektion verf¿genñ (BT Drucksache 20/188 S. 
37). 

21 Hinsichtlich der Erforderlichkeit des Mittels zur Zweckerreichung geht die Geset-

zesentwurfsbegründung auf die Alternative regelmäßiger Testungen ein und ver-

neint im Vergleich zur einrichtungsbezogenen Impfpflicht eine gleich effektive Wir-

kung:  

Ăeine regelmªÇige Testung kann zwar in einem bestimmten Zeitfenster akute Infektio-
nen entdecken und damit das Risiko eines Eintrags in gewissem Umfang verringern. 
Eine Testung kann aber keinen gleichwertigen Schutz zu einer vollständigen Immunisie-
rung gerade bei Kontakt mit besonders vulnerablen Personengruppen darstellenñ (BT 
Drucksache 20/188 S. 37). 

22 Zudem geht die Gesetzesbegründung von der Notwendigkeit der indirekten 

Impfpflicht aufgrund einer zu niedrigen Impfquote aus:  

ĂEine solche MaÇnahme ist notwendig, weil in diesen Einrichtungen nach mehrmonati-
ger Impfkampagne noch relevante Impfl¿cken bestehen.ñ (BT Drucksache 20/188 S. 
37). 

23 Im Hinblick auf die Angemessenheit besagt die Gesetzesbegründung, dass die 

Impfpflicht auch dann greifen soll, wenn es keine Wahl mehr für einen bestimmten 

Impfstoff gibt. Denn  

ĂSoweit das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen 
Impfstoffen mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2, die für das In-
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verkehrbringen in Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat 
ist von entsprechenden Untersagungen [des Gesundheitsamtes] abzusehen.ñ  

24 Demnach sollen die negativen Konsequenzen einer Missachtung der Impfpflicht so 

lange gelten, wie auch nur einer von mehreren zugelassenen Impfstoffen verfügbar 

ist, selbst wenn alle anderen Impfstoffe beispielsweise aufgrund von Lieferengpäs-

sen nicht eingesetzt werden können. 

25 Von den 33 schriftlichen Stellungnahmen der Sachverständigen, die sich im 

Rahmen der Anhörung während der Beratungen zum Gesetzgebungsverfahren ge-

äußert haben, sprachen sich 20 ausdrücklich oder indirekt ï nämlich indem sie die 

Ziele des Gesetzgebungsvorhabens unterstützten ï für die Einführung der einrich-

tungsbezogenen Impfpflicht aus.5 

26 Ausdrücklich gegen die Einführung der einrichtungsbezogenen Impfpflicht sprachen 

sich vier Stellungnahmen aus: der SoVD (nur für allgemeine Impfpflicht, da sich In-

fektionsgefahr nicht auf Gepflegte und Pflegende Kontakte beschränkt ist), der DGB 

(mahnt bessere Impfangebote und Werbung an, unterstützt allenfalls allgemeine 

Impfpflicht), Verdi und Dr. Vosgerau. 

27 Nicht ausdrücklich für oder gegen die Einführung einer einrichtungsbezogenen 

Impfpflicht positionierten sich sieben Stellungnahmen.6 

28 Die Gesellschaft für Virologie (GfV) hielt die Einführung einer einrichtungsbezoge-

nen Impfpflicht für kritisch, wenn vulnerable Personen sich selbst schützen könnten, 

denn nur dann sei auch ein Schutz vor Übertragung möglich, da auch geimpfte Per-

sonen und Bewohner in Langzeiteinrichtungen das Virus übertragen könnten. 

29 Die Stellungnahme der GKV forderte vom Gesetzgeber zu prüfen, ob die Impfpflicht 

angemessen und ein gutes Instrument sei. 

30 Hinsichtlich der Relevanz von Nebenwirkungen der in Deutschland bedingt 

zugelassenen Impfstoffe äußerten sich lediglich zwei der insgesamt 33 Stellung-

nahmen. 31 Stellungnahmen thematisierten die Nebenwirkungen der Impfstoffe 

nicht.7 

31 Als eine von zwei Stellungnahmen äußerte sich der DGB dahingehend lediglich 

indirekt und nicht tiefergehend zum Thema Nebenwirkungen, indem er die Impfung 

im Hinblick auf die Nebenwirkungen als Eingriff mittlerer Intensität in Art. 2 Abs. 2 

                                                
5
 Darunter sind die Stellungnahmen von DBfK, Caritas (unter der Voraussetzung, dass bis 01.04.2022 

allg. Impfpflicht folgt), BVÖGD, DLT, DKG, Dt. Städtetag, PKV, BAG Selbsthilfe, BÄrzteKammer, 
BVKJ, BVLH (aber vor allem als allg. Impfpflicht), Dt. Pflegerat, Dr. Kießling, Seegmüller, Prof. Klafki, 
Bpa (besser aber allg. Impfpflicht), VDK (mahnt aber Erhebung zur besseren Datenlage über Impfsta-
tistik bei Betroffenengruppen an), KZBV (keine ausdrückliche Äußerung zur Impfpflicht, unterstützt 
aber die Ziele des Gesetzes), DGPI, BDA 
6
 Dt. Hausärzteverband, dt. Kulturrat, VDBW, ABDA, BTierärztekammer, Karagiannidis/Nagel u.a., Grill 

u.a. 
7
 Darunter die Stellungnahmen von DBfK, Caritas, BVÖGD, DLT, SoVD, GKV, DKG, Dt. Hausärztever-

band, Dt. Kulturrat, Dt. Städtetag, PD Vosgerau, VDBW, PKV, Verdi, ABDA, BAG, Selbsthilfe, Bpa, 
BÄrzteKammer, BTierärzteKammer, BVKJ, BVLH, Dt. Pflegerat, Dr. Kießling, Seegmüller, VDK, KZBV, 
DGPI, BDA, Karagiannidis/Nagel u.a., Grill u.a. 
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GG wertete, während der Nadelstich bei der Impfung im Vergleich dazu nur als ein 

Eingriff geringer Intensität zu bewerten sei. 

32 Laut der Stellungnahme von Prof. Klafki komme es bei der Frage der Eingriffstiefe 

entscheidend auf die Häufigkeit und Schwere von Impfnebenwirkungen an. Sie äu-

ßerte sich aber nicht konkret zu bestehenden und bekannten Nebenwirkungen und 

deren Häufigkeit. In ihrer Beurteilung des Gesetzesentwurfs wurden Nebenwirkun-

gen im Rahmen einer Angemessenheitsprüfung zwar berücksichtigt, in der Risiko-

abwägung mit dem Risiko geschützter Personen, schwere Nebenwirkungen zu er-

leiden, aber als weniger schwerwiegend eingeschätzt. 

33 Ähnlich vernachlässigend wie das Thema Nebenwirkungen behandelten die 33 

Stellungnahmen das Thema des abnehmenden Übertragungsschutzes der Impfstof-

fe bzw. die abnehmende Effektivität der Impfung im Zeitverlauf und beim Auftreten 

neuer Virusvarianten. 30 der 33 Stellungnahmen thematisieren den abnehmenden 

Übertragungsschutz und damit die Effektivität der Impfung im Hinblick auf die 

Transmission nicht.8 

34 Die Stellungnahme der Gesellschaft für Virologie äußerst sich dazu insofern, als die 

Impfpflicht nur dann wirksam sein könne, wenn sich wegen des erforderlichen 

Selbstschutzes auch die vulnerablen Personengruppen impfen ließen, da auch ge-

impfte Personen und Bewohner in Langzeiteinrichtungen das Virus übertragen 

könnten. 

35 Dr. Vosgerau äußerte sich in seiner Stellungnahme dahingehend, dass  

ĂDie in Deutschland gebrªuchlichen Impfstoffe, etwa von Pfizer, [...] die Geimpften we-
der vor Ansteckung, noch vor einem schweren Verlauf der Krankheit, noch vor dem Tod 
daran zuverlªssig [sch¿tzten]ñ.  

36 Auch Geimpfte könnten andere anstecken. Der Nutzen der Impfung solle nach 

herrschender Meinung in der Medizin darin liegen, daß das Risiko eines schweren 

Verlaufs der Krankheit spürbar verringert werde; auch die Gefahr der Ansteckung 

Dritter solle bei Geimpften merklich geringer sein als bei Ungeimpften. Allerdings 

werde gleichzeitig anerkannt, daß sich die Wirkung des Impfstoffes schon nach we-

nigen Monaten verliere. 

37 Verdi erkennt in seiner Stellungnahme bezüglich der Effektivität der Impfung an, 

dass alle sechs Monate geimpft werden müsse. 

38 Auf die Merkmale und Eigenheiten der sog. Omikron-Variante gehen lediglich zwei 

der 33 Stellungnahmen ein.  

39 Die Stellungnahme von Prof. Karagiannidis/Nagel u.a. erläuterte im Hinblick auf 

Omikron, dass die Virulenz bisher nicht gut bekannt sei. Sollte sich für Geimpfte und 

Genesene eine extrem niedrige Virulenz ergeben, dann könne möglicherweise auf 

                                                
8
 Darunter die Stellungnahmen von DBfK, Caritas, BVÖGD, DLT, SoVD, GKV, DKG, Dt. Hausärztever-

band, Dt. Kulturrat, Dt. Städtetag, DGB, VDBW, PKV, ABDA, BAG Selbsthilfe, Bpa, BÄrzteKammer, 
BTierärzteKammer, BVLH, Dt. Pflegerat, Dr. Kießling, Seegmüller, Prof. Klafki, VDK, KZBV, DGPI, 
BDA, Karagiannidis/Nagel u.a., Grill u.a., BVKJ. 
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einen Teil der Maßnahmen verzichtet werden oder diese zeitlich eng begrenzt ein-

gesetzt werden.9 Weiter äußerten sie:  

ĂSollte sich in der aktuell sehr dynamischen Lage herausstellen, dass die Virulenz durch 
Omikron weitaus geringer ist (gemessen an der prozentualen Intensivpflichtigkeit und 
Hospitalisierungsrate), können die Maßnahmen regelmäßig evaluiert werden und wo 
immer verantwortbar zur¿ckgefahren werdenñ.

10
 

40 Die Stellungnahme von Grill u.a. äußerte sich zu Omikron folgendermaßen:  

ĂDie Eigenschaften der neu beschriebenen SARS-CoV-2 ñVariant of Concernò Omikron 
sind bisher noch unzureichend bekannt. Die rasche Verdrängung der bisher zirkulieren-
den Varianten in einigen Regionen im südlichen Afrika weist auf eine höhere Übertrag-
barkeit hin. Ob es vermehrt, verringert oder in gleicher Weise zu schweren Verläufen 
kommt, ist noch nicht bekannt. Die ausgeprägten Veränderungen im Oberflä-
chen(Spike)-Protein der Omikron-Variante könnten dem Virus einen ï zumindest parti-
ellen ï Immun-Escape erlauben. Allerdings gibt es hierzu bisher keine gesicherten Da-
ten.ñ

11
 

41 Die übrigen 31 Stellungnahmen behandelten das Thema der Omikron Variante 

überhaupt nicht.12 

III. Die Beschwerdeführenden  und ihre Betroffenheit  

1. Zwei  Gruppe n von  Beschwerdeführenden  

42 Bei den Beschwerdeführenden handelt es sich um beschäftigte und selbständig 

tätige Ärztinnen und Ärzte in Krankenhäusern, Arztpraxen und Begutachtungs- und 

Prüfdiensten, also in medizinischen Eirichtungen im Sinne von § 20a Absatz 1 Ziff. 1 

lit a) (Krankenhäuser) und lit. h (Arztpraxen und Zahnarztpraxen) und lit. o) (Begut-

achtungs- und Prüfdiensten). Mitkläger sind außerdem eine Zahnärztin, ein Fach-

Krankenpfleger und ein Student der Zahnmedizin.  

43 Unter den Ärzten sind mehrere Facharzt für .................................., ein Facharzt für 

.................................., mehrere Fachärzte für .................................., eine Fachärztin 

für .................................., ein Facharzt für .................................., ein Facharzt für 

.................................., ein Facharzt für .................................. und eine 

................................... Sie sind an Universitäskliniken, Krankenhäusern, Rehaklini-

ken und in eigener Praxis tätig. Rund die Hälfte der Beschwerdeführenden ist selb-

ständig in eigener Praxis tätig und trägt volles wirtschaftliches Risiko, auch für das 

Praxispersonal.  

                                                
9
 S. 2 der Stellungnahme. 

10
 S. 4 der Stellungnahme. 

11
 S. 6 der Stellungnahme. 

12
 Darunter die Stellungnahmen von DBfK, Caritas, BVÖGD, DLT, GfV, SoVD, GKV, DKG, Dt. Haus-

ärzteverband, Dt. Kulturrat, Dt. Städtetag, DGB, ABDA, BAG Selbsthilfe, Bpa, BÄrzteKammer, BTier-
ärzteKammer, BVKJ, BVLH, Dt. Pflegerat, Dr. Kießling, Seegmüller, Prof. Klafki, VDK, KZBV, DGPI, 
BDA, VDBW, PKV, Verdi, Dr. Vosgerau. 
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44 Alle Beschwerdeführenden sind bislang ï aus jeweils unterschiedlichen, wohlüber-

legten und abgewogenen individuellen Gründen - nicht gegen Covid-19 geimpft und 

lehnen eine solche Impfung zum jetzigen Zeitpunkt - soweit voraussehbar - aus 

denselben je individuell unterschiedlichen Gründen auch für die Zukunft ab.  

Anlage 2 - 15:  Eidesstattliche Versic herungen Bf Ziffer 1 ï Ziffer 14  

45 Die Beschwerdeführenden sind sämlich keine Impfgegner. Sie betrachten die 

Schutzimpfungen grundsätzlich als einen wichtigen Bestandteil ärztlicher Vorsorge. 

Sie setzen Schutzimpfungen auch in ihren Praxen regelmäßig in je individuell unter-

schiedlichem Umfang und gemäß den informierten Einwilligen der Patientinnen und 

Patienten und der sorgeberechtigen Eltern ein. Die Beschwerdeführenden eint je-

doch das persönliche Anliegen für die freie, informierte und zugleich verantwor-

tungsbewusste Impfentscheidung jedes Menschen und die dafür notwendigen Vo-

raussetzungen.  

46 In dieser Verfassungsbeschwerde geht es allein um die Covid-19-Impfung, wie sie 

in § 20a Abs. 1 S. 1 IfSG von allen laut dem Gesetzeswortlaut Betroffenen verpflich-

tend eingefordert wird, wenn sie nicht schwerwiegende Nachteile wie unentgeltliche 

Freistellung durch den Arbeitgeber, Tätigkeits- oder Betretungsverbote durch das 

Gesundheitsamt oder Bußgelder wegen Nichtvorlage der eingeforderten Nachwei-

sen in Kauf nehmen wollen. Die Alternative des Nachweises eines Genesenensta-

tus befreit nach aktueller Rechtslage (nach erfolgter Verkürzung des Genesenensta-

tus auf  90 Tage) nur für kurze Zeit von der Verpflichtung zum Nachweis der Imp-

fung, die weitere Alternative des Nachweises einer medizinischen Kontraindikation 

dürfte nur höchst selten vorkommen bzw. von den Gesundheitsämtern anerkannt 

werden.  

47 Gründe für eine medizinische Kontraindikation im Sinne der engen Auslegung in 

den Impfempfehlungen des RKI13  liegen bei den Beschwerdeführenden nicht vor 

bzw. sind den Beschwerdeführenden jedenfalls nicht bekannt. Soweit bei einzelnen 

Beschwerdeführenden relevante Vorerkrankungen vorliegen, die in deren individuel-

le Nutzen-Risiko-Abwägung zur Inanspruchnahme der Covid-19-Impfung einfließen, 

dürften diese Vorerkrankungen den engen Vorgaben in den Impfempfehlungen der 

STIKOnicht entsprechen. Trotz dieser Vorerkrankungen werden auch diese Be-

schwerdeführenden zu einer Impfung gezwungen, wollen sie die unmittelbar dro-

henden Nachteile eines Nicht-Nachweises ï nämlich unentgeltliche Freistelllung 

durch den Arbeitgeber oder von Tätigkeitsverboten durch das Gesundheitsamt oder 

                                                
13

 17. Aktualisierung der COVID-19-Impfempfehlung der STIKO (vom 20.01.2022) 

https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2022/03/Art_02.html 

https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2022/Ausgaben/03_22.pdf?__blob=publicationFile 

(zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 

Welche medizinischen Gründe (Kontraindikationen) sprechen gegen die COVID-19-Impfung? 

https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html (zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 

 

 

 

https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2022/03/Art_02.html
https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2022/Ausgaben/03_22.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/gesamt.html
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Bußgeldern - entgehen oder wenn sie diese aus wirtschaftlichen Gründen als Haup-

verdiener einer Familie nicht verkraften können.    

48 Allen Beschwerdeführenden ist gemeinsam: Sie halten diese (indirekte) Impflicht in 

der gegenwärtigen epidemiologischen Situation für weder geeignet noch erforderlich 

und unverhältnismäßig und insgesamt für verfassungswidrig. Deshalb erheben sie 

diese Verfassungsbeschwerden. 

49 Die Beschwerdeführenden lassen sich in zwei Gruppen  unterteilen.  

50 Die Beschwerdeführenden Ziffern 1 ï 9 sind gegen Covid-19 ungeimpft und 

bisher auch nicht mit SARS-CoV-2 infiziert. Ein Genesenenstatus ist für diese Grup-

pe deshalb nicht gegeben, weder medizinisch noch im Rechtssinne.  

51 Die Beschwerdeführenden Ziff  10 - 14 waren hingegen kürzlich mit SARS-CoV-2 

infiziert und weisen mindstens einen positiven PCR-Test auf. Sie verfügen aktuell 

über einen Genesenenstatus oder erlangen diesen in Kürze nach Ablauf der 28 Ta-

ge ab positivem PCR-Test. EinTeil dieser Gruppe wiederum ist unmittelbar im Rah-

men der Impfpflicht von der kürzlich erfolgten Verkürzung des Genesenenstatus von 

180 auf 90 Tage14 betroffen. Unter Geltung der 180-Tage-Regelung hätten diese 

zum maßgeblichen Stichtag am 15.03.2022 zunächst einen Genesennachweis vor-

legen können. Sie hätten dann einen weiteren Monat Zeit gehabt, einen neuen 

Nachweis vorzulegen.  

52 Die nach Beschlussfassung und Inkrafttreten des § 20a IfSG durch Änderung der 

COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung zum 15.01.2022 und durch 

Verlautbarung des RKI auf seiner Website erfolgte Verkürzung des Genesenensta-

tus führt dazu, dass diese nun faktisch schon zum 15.03.22 einen Impfnachweis 

vorlegen und sich damit faktisch impfen lassen müssen, wenn sie keinen schweren 

Nachteil, z.B. eine unentgeltliche Freistellung durch den Arbeitgeber oder ein Tätig-

keits- oder Betretungsverbot seitens des Gesundheitsamtes, in Kauf nehmen wollen 

oder können.   

53 Bei den Beschwerdeführenden Ziffern 10 ï 14 stellt sich isgesamt die Frage nach 

der Berechtigung der zeitlichen Begrenzung des Genesenenstatus und der aktuel-

len Schlechterstellung des Genesenenstatus in zeitlicher Hinsicht (Dauer des Sta-

tus) vom Status Ăvollstªndig geimpftñ.  Wªhrend der Status Ăvollstªndig geimpftñ zur 

Zeit (noch) dauerhaft gilt, ist der Genesenenstatus seit kurzem auf nur drei Monate 

verkürzt. Selbst wenn die deutsche Regelung demnächst an die europäische Rege-

lung angepasst werden sollte, wonach der Status Ăvollstªndig geimpftñ zur Zeit auf 

neun Monate begrenzt wird, ist auch diese Ungleichbehandlung von einerseits drei 

Monaten (Genesenenstatus) und dann neun Monaten (Status Ăvollstªndig geimpftñ) 

nicht durch medizinische Daten zu rechtfertigen15.  

                                                
14

 https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Genesenennachweis.html (zuletzt 
abgerufen am 06.02.2022) 
15

 Verwaltungsgericht Osnabrück hält Verkürzung des Genesenenstatus auf 90 Tage für verfassungs-
widrig; https://www.verwaltungsgericht-
osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Genesenennachweis.html
https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
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2. Die Beschwerdeführenden und ihre B etroffenheit im einzelnen  

54 Zu den Beschwerdeführenden tragen wir in der gebotenen Kürze wie folgt vor:  

55 Der Bf Ziffer 1  (..................................Jahre alt) ist Oberarzt in der Klinik für Innere 

Medizin ................................... Er betreut seit 02/2020 oberärztlich die Covid-

Isolierstation, zunächst in .................................., dann in ................................... 

Während der Dauer der Pandemie hatte er arbeitstäglichen Patientenkontakt mit 

SARS-CoV-2-Infizierten während der ersten, zweiten, dritten und vierten Welle der 

Pandemie (Visite, Untersuchungen im Isolierzimmer etc.).  

56 Seit 09/2021 und der Änderung der Testbestimmungen hat er mindestens 1 x 

Woche eine PCR, (zuletzt 3x Woche) und täglich Antigen-Schnelltests durchgeführt, 

noch nie mit positivem Ergebnis. Eine Impfung käme für ihn nur bei Nachweis einer 

sterilen Immunität zum Schutz seiner Patienten in Frage, die mit den aktuell verfüg-

baren Impfstoffen jedoch nicht erreichbar ist. 

57 Im Krankenhaus .................................. arbeitet er aktuell als einziger 

..................................in der .................................. und leistet einen nicht unwesentli-

chen Beitrag in der Notfallversorgung (z.b. Notfallendoskopien) im Krankenhaus, 

sodass auch sein Arbeitgeber im Falle eines Tätigkeitsverbotes für seine Personen 

relevante Engpässe zu überbrücken haben würde. 

58 Als Arzt hätte er auch außerhalb dieser Klinik keine alternative Tätigkeitsmöglich-

keit, weil nahezu alle originären ärztlichen Tätigkeiten Patientenkontakt einhergehen 

und der Nachweispflicht nach § 20a IfSG unterfallen. Die Regelung des § 20a wirkt 

für ihn deshalb wie ein Berufsverbot.  

Anlage 2 :  Eidesstattliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 1  

 

59 Der Bf Ziffer 2  (.................................. Jahre alt) ist als Facharzt für Allgemeinmedi-

zin in einer großen hausärztlichen Versorgerpraxis in .................................. tätig und 

betreut über 1500 Patienten pro Quartal. Er führt auch Covid-19 Impfungen durch, 

da er sie für Angehörige der Risikogruppen als medizinisch sinnvoll erachtet. 

60 Eine Covid-19 Impfung nur zu seinem Eigenschutz kommt für ihn aus verschiede-

nen für ihn gewichtigen Gründen nicht infrage. Fremdschutz (Übertragungsschutz) 

der Impfstoffe ist generell ï in noch gesteigertem Sinne seit dem Auftreten der 

Omicron-Variante ï allenfalls noch verschwindend gering ausgeprägt. Er selbst ha-

                                                                                                                                     
verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html (zuletzt abgerufen 
am 06.02.2022) 

Immunstatus nach SARS-CoV-2-Infektion: Genesene offenbar gut geschützt 

Dtsch Arztebl 2022; 119(5): A-184 / B-153 

https://www.aerzteblatt.de/archiv/223006/Immunstatus-nach-SARS-CoV-2-Infektion-Genesene-
offenbar-gut-geschuetzt (zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 

 

 

https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
https://www.aerzteblatt.de/archiv/223006/Immunstatus-nach-SARS-CoV-2-Infektion-Genesene-offenbar-gut-geschuetzt
https://www.aerzteblatt.de/archiv/223006/Immunstatus-nach-SARS-CoV-2-Infektion-Genesene-offenbar-gut-geschuetzt
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be alleine in den letzten Wochen Dutzende Jüngere, die wenige Wochen nach ihrer 

Boosterimpfung an Covid-19 erkrankt sind, behandelt.  

61 Da die Covid-Impfung keinen nennenswerten Übertragungsschutz verleiht, gibt es 

keine sachliche Grundlage für eine Impfung von Ärzten zum Schutz ihrer Patienten. 

Wenn es einen sicheren Übertragungsschutz durch die Impfungen für seine Patien-

ten geben würde, könnte er eine Impfpflicht sachlich nachvollziehen. Unter diesen 

Umständen jedoch nicht. 

Anlage 3 :  Eidesstattliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 2  

 

62 Der Bf Ziffer 3  (..................................Jahre alt) ist als ..................................Arzt am 

Universitätsklinikum ééééééé  in der Klinik für Psychiatrie und Psychothera-

pie im Erwachsenenalter angestellt. (Zudem ist er Facharzt ..................................mit 

entsprechender Berufserfahrung auch in diesem Facharztgebiet). Er ist dort aktuell 

in der unmittelbaren Patientenversorgung sowie in geringeren Anteilen in der Lehre 

und in der Forschung beschäftigt.  

63 An seinem Arbeitsplatz und im Kontakt mit seinen Patienten ist es ihm möglich 

durch folgende umfassende Maßnahmen das Risiko einer Ansteckung mit Covid-19 

zu reduzieren: Schnelltestung auf Station vor dem ersten Kontakt mit weiterem Per-

sonal oder Patienten, konsequente Handhygiene, Abstand, regelmäßiges, systema-

tisches Lüften, Arbeiten bei offenem Fenster, Tragen eines MMS oder einer FFP-2--

Maske sowie zusätzlich im privaten Bereich Reduktion der sozialen Kontakte, Ver-

zicht auf die Teilnahme von Veranstaltungen, insbesondere Großveranstaltungen, 

regelmäßiger sportlicher Ausgleich zum Erhalt der Gesundheit. 

64 Er möchte sich nicht gegen Covid-19 mit einem der aktuell verfügbaren Impfstoffe 

impfen lassen, da die systemische Exposition und Manipulation seines Körpers mit 

einem hochtechnologischen Gen-Impfstoff, der infolge zu Proteinen translatiert wird, 

einen gentechnischen Eingriff in seinen Phänotyp und somit in einen elementaren 

Grund-und Mitbestandteil seiner Persönlichkeit darstellt. Seinen Körper, entstanden 

aus seiner individuellen Auseinandersetzung mit seiner genetischen Ausstattung im 

Zusammenspiel mit der durch die Natur und seine Mitmenschen gestalteten Welt, 

versteht er als ein die Signatur seines Schicksals tragendes Geschenk Gottes, für 

dessen Unversehrtheit er mit Hilfe der Kraft seines Gewissens Verantwortung tra-

gen will. Dies gilt ähnlich auch für den neuen Impfstoff Nuvaxovid von Novavax (da-

zu näher Ziffer 10 der beigefügten Eidesstattlichen Versicherung).  

Anlage 4 :  Eidesstattliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 3  

 

65 Der Bf Ziffer 4  ist Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie in eigener Praxis in 

.................................. mit Kassenzulassung seit 2009. Er betreibt eine Einzelpraxis.  

66 Im Falle eines Tätigkeitsverbotes werden ca. 110 von ihm pro Quartal (Tendenz: 

weiterhin massiv steigende Anfragen) betreute Menschen ohne weitere therapeuti-
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sche Versorgung dastehen; laut einer kürzlich getroffenen Aussage einer Mitarbeite-

rin der KV éééé wird dies auch mittelfristig nicht kompensierbar sein. 

67 Als ehemaliger langjähriger Hygienebeauftragter einer großen psychiatrischen Klinik 

weiß er bzgl. der Schutzvorkehrungen bei der Arbeit / Berufstätigkeit detailliert Be-

scheid und hat mittels der bekannten und bewährten Methoden offenbar geschafft, 

sich bislang nicht mit Covid-19 zu infizieren. 

Anlage 5 :  Eidesstattliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 4  

 

68 Die Bf Ziffer 5  (..................................Jahre alt) ist Zahnärztin in eigener Praxis mit 

Kassenzulassung in ................................... Der Schritt in die Selbständigkeit erfolgte 

erst zum XX.XX..2019. Mangels Eigenkapitals erfolgte dazu eine Kreditaufnahme 

über Euro 600.000,-.  Die ..................................praxis verfügt außer ihr über 10 Mit-

arbeitende (1 Zahntechniker, 6 ZMFA, 2 Reinigungskräfte, 1 Bürokraft), von diesen 

ist eine Person bislang ebenfalls ungeimpft.  

69 Sie arbeitet seit nunmehr zwei Jahren ohne Ausfall täglich im Mund und Rachen-

raum ihrer Patienten, also im hochinfektiösen Gebiet (Aerosole). Angesichts der in 

ihrer Zahnarztpraxis dafür getroffenen anderweitigen Schutzmaßnahmen (vgl. Ei-

desstattliche Versicherung) erschließt sich der Beschwerdeführerin nicht, warum sie 

sich dem Risiko einer Impfung und dem Risiko einer Berufsunfähigkeit aufgrund 

Nebenwirkungen aussetzen soll.  

70 Die Beschwerdeführerin selbst hatte vor ihrer Selbständigkeit im Rahmen einer 

Hep-B-Impfung sowie einer FSME-Impfung starke behandlungsbedürftige Neben-

wirkungen erlitten. Diese eigene persönliche Erfahrung beeinflusst ihre persönliche 

Nutzen-/ Risiko-Abwägung zur Covid-19-Impfung naturgemäß und nachvollziebar 

zusätzlich.  

71 Bei bis zu 40 Patientenbehandlungen am Tag (Patientenstamm ca. 1.500) fallen der 

Bf seit Beginn der Impfaktionen zu Covid-19 zunehmende gesundheitliche Probleme 

ihrer Patienten auf, die die Bf vorher nicht kannte: Gefühlsausfälle in Händen und 

Beinen, Kopfschmerzen, vorübergehende Gesichtslähmung (Facialparese), plötzlich 

auftretende Entzündungen in den Schleimhäuten (Aphten), starke Zunahme der 

Entzündungen im Paradont (Paradontitis), Hautprobleme, unklare Schmerzen am 

ganzen Körper, Herzprobleme, Kurzatmigkeit, Aufflackern bestehender Autoimmun-

krankheiten, Menstruationsstölrungen 

72 Angesichts nicht abgeschlossener Prüfung der Impfstoffe (weiterhin bedingte 

Zulassungen), nicht ausreichender valider Datengrundlage und fehlender vermittel-

ter steriler Immunität der Impfstoffe fällt die informierte persönliche Abwägung der Bf 

als Zahnärztin auch vor dem o.g. persönlichen Hintergrund früherer selbst erlittener 

Impfnebenwirkungen gegenwärtig und soweit voraussehbar gegen die Covid-19-

Impfung aus. Sie möchte sich auch unter § 20a IfSG nicht gegen Covid-19  impfen 

lassen.  

Anlage 6 :  Eidesstattliche Versicherung und we itere Dokumente Bf Ziffer 5  
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73 Der Bf Ziffer 6  (.................................. Jahre alt) ist Facharzt für Kinder- und 

Jugendmedizin und Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie, -psychosomatik 

und ïpsychotherapie und in ..................................selbstständig in eigener kassen-

ärztlicher Praxis mit zwölf Mitarbeiterinnen (sozialpsychiatrische Praxis entspre-

chend der sozialpsychiatrie Verordnung) tätig und versorgt so 350 bis 450 gesetzli-

che Versicherte und 50 bis 80 privat zahlende Patient:innen im Quartal aus 

..................................und ................................... In diesem Rahmen bestehen seit 

zehn Jahren Kooperationen mit zwei vollstationären Jugendhilfeeinrichtungen 

(Wohngruppen und Heime) zur Kinder- und Jugendpsychiatrischen Versorgung der 

dort wohnenden Kinder und Jugendlichen.  

74 Aktuell sind mit ihm weitere fünf seiner Mitarbeiterinnen ungeimpft und nicht 

genesen und nicht gewillt sich impfen oder nach Erkrankung boostern zulassen. Im 

Falle eines Tätigkeitsverbotes müsste die gesamte Praxis geschlossen werden da 

er persönlich die Kassenzulassung innehat und ohne seine tätige Anwesenheit kei-

ne Zulassung fortbestehen könne. 

75 Seit Jahrzehnten ist nicht nur ihm sondern auch allgemeine der psycho-/neuro-

/immunologische Zusammenhang zwischen Angst/ Stress/ Zuversicht und Eustress 

im bezug auf Verstärkung oder Genesung von Krankheiten bekannt. Vor diesem 

Hintergrund war es in seiner Praxis möglich einen Umgang mit der Krisensituation 

zu finden, in der jeder mit seinen Sorgen und Befürchtungen zu individuellen Ent-

scheidungen gekommen ist (sieben von zwölf seiner Mitarbeiterinnen sind geimpft 

und oder geboostert) diese gegenseitig respektiert und gewertschätzt wurde, so 

dass das Sozial tragende nicht grundsätzlich gefährdet wurde oder ist, sondern so-

gar weiter positiv die Gesundheit und die Arbeit der Praxis unterstützend gelebt 

werden konnte und kann. 

76 Der Todesfall des unter 50-Jährigen Onkels der Lebenspartnerin seines jüngsten 

Sohnes kurz nach der zweiten Covid-19 Impfung ï ihm war in der Rekonvaleszenz 

nach einer erfolgreich verlaufenden chemotherapeutische Behandlung ärztlich drin-

gend dazu geraten worden ï hat ihn zusätzlich nachdenklich gemacht. 

Anlage 7 :  Eidessta ttliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 6  

 

77 Der Bf  Ziffer 7  (.................................. Jahre alt) ist als Oberarzt in der Abteilung für 

Unfall- und Wiederherstellungschirurgie im .................................. mit ca 2.000 Mitar-

beitern tätig. Er ist damit in der Notfallversorgung der Verletzten und Schwerverletz-

ten tätig.  

78 Er sieht in der Impfpflicht eine gravierende Verletzung des Selbstbestimmungs-

rechts  bei der Behandlung und Vorsorge der Bürger. Auch die Geimpften können 

nicht die vulnerablen Personengruppen von der Ansteckung schützen ohne sich an 

die Hygienevorschriften zu halten. 

Anlage 8 :  Eidessta ttliche Versich erung und weitere Dokumente Bf Ziffer 7  
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79 Die Bf Ziffer 8  (..................................Jahre alt) arbeitet seit  2010 in der Abteilung 

Frauenheilkunde der .................................., zuletzt als .................................., sowie 

im MVZ ééééé 

80 Bei ..................................handelte sich um ein in den Krankenhausbedarfsplan des 

Landes Baden-Württemberg aufgenommenes Plankrankenhaus. 

.................................. verfügt über circa 300 Betten und beschäftigt rund 760 Mitar-

beiter. 

81 Die Bf. hat sich nach Prüfung alle ihr zur Verfügung stehenden Daten für sich 

persönlich gegen eine Impfung gegen Covid-19 entschieden, da sie für sich keinen 

Nutzen erkennen kann, die Risiken jedoch unkalkulierbar erscheinen.  

82 Da die Impfungen keine sterile Immunität vermitteln, kann mit dem Schutz der 

Patienten vor einer Infektion nicht argumentiert werden. Inzwischen wird deutlich, 

dass auch die Dreifachimpfung keinen Schutz vor einer Infektion oder Erkrankung 

bietet. Mehrere geboosterte Kollegen der Bf. mussten das kurze Zeit nach der Auf-

frischung erfahren. Die Zunahme von Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Thrombo-

sen sowie schwere gesundheitliche Zwischenfällen bei jungen Sportlern empfindet 

sie als besorgniserregend.  

83 Das Gesetz zwinge sie dazu sich bis 15.03.2022 zwischen der freien Berufswahl 

und der körperlichen Unversehrtheit entscheiden zu müssen. 

Anlage 9 :  Eidessta ttliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 8  

 

84 Der Bf Ziffer 9   (.................................. Jahre alt) ist Fachkrankenpfleger für 

Anästhesie und bei der ..................................angestellt und zurzeit am 

..................................eingesetzt.  

85 Er lehnt eine Impfung gegen Covid-19 zum jetzigen Zeitpunkt aufgrund seiner 

eigenen auf seine berufliche Situation und seinen individuellen Gesundheitszustand 

ï die epidemiologische Gesamtsituation zu Covid-19 durchaus einbeziehend ï be-

zogenen Nutzen-Risiko-Abwägung der Covid-19 Impfung mit den zurzeit verfügba-

ren Impfstoffen auch weiterhin ab. 

Anlage 10 :  Eidesstattliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 9  

 

86 Der Bf Ziffer 10  ist .................................. Jahre alt und männlich. Er ist Student der 

Zahnmedizin im X. klinischen Semester in ................................... Im in Kürze begin-

nenden X. Fachsemester (Semesterbeginn 01.04.2022) haben die Studierenden 

verschiedene ĂKurse am Patientenñ. Diese finden in der .................................. statt. 

In dieser Klinik würde für den Bf. die einrichtungsbezogene Impfpflicht gemäß § 20a 

IfSG gelten.  

87 Gemäß Stundenplan ist er konkret wie folgt betroffen: Im Integrierten Kurs 1 sowie 2 

müssen die Studierenden Patienten in den Schwerpunktmodulen Zahnerhaltungs-
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kunde und Zahnersatzkunde in der ..................................behandeln. Für jede 

durchgeführte Behandlung werden Punkte zu gerechnet. Am Ende eines jeden Stu-

dienjahres müssen die Studierenden 60 Punkte in den jeweiligen beiden Modulen 

erreichen.  

88 Er hat im anstehenden Sommersemester folgende Kurse, die Patientenbehandlun-

gen beinhalten:  

- Integrierter Kurs selbständige zahnärztliche Behandlung unter Aufsicht 15,75 Wo-

chenstunden  

- Kurs OP-1:  37,5 Stunden im Semester  

89 Damit sind zentrale Studienteile seines Studums betroffen.  

90 Wenn der Bf. diese beiden Kurse bis zum 31.12 22 nicht besuchen bzw abschließen 

könnte erhält er die Scheine nicht. Somit müsste er im darauffolgenden Winterse-

mester - das heißt zum Wintersemester 23/24 - diese Kurse wiederholen. Erst da-

nach darf er zum Integrierten Kurs 2 (FS 9 und 10) zugelassen werden. Er würde 

somit ganze 2 Jahre Studiumszeit verlieren.  

91 Der Bf war im Januar 2022 an Covid-19 erkrankt. Ein positiver PCR-Test datiert auf 

den 18.01.2022. Unter Berücksichtigung der Verkürzung des Genesenenstatus auf 

90 Tage (sofern diese nicht als verfassungswidrig eingestuft wird16)verfügt er bis 

zum 17.04.2022 über den Genenenstatus im Rechtssinne. 

92 Der Bf. ist also davon bedroht, ab dem 18.04.2022 maßgebliche Teile seines 

Studiums nicht fortsetzen zu können. 

93 Zu den Gründen seiner Entscheidung zur Nicht-Impfung verweisen wir auf die 

beigefügte eidesstattliche Versicherung. 

94 Insbesondere ist das Nutzen-Risiko-Verhältnis der Covid-19-Impfung für ihn als 

jungen männlichen Studierenden mit Blick auf das in dieser Altersgruppe höchste 

Risiko einer Myo- / Perikarditis-Erkrankung besonders ungünstig.   

Anlage 11 :  Eidesstat tliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 10  

 

95 Der Bf Ziffer 11  (..................................Jahre alt) arbeitet seit 15 Jahren in der Reha-

Klinik éééééééé. als .................................., die letzten vier Jahre in der Ab-

teilung für ................................... Er arbeitet meist in Teilzeit (32 Wochenstunden), 

häufig fallen auch Überstunden an. In seine Abteilung (180 Betten) arbeiten insge-

samt 9 Ärzte, sehr viel mehr Pflegende und Therapeuten. Ein beträchtlicher Teil der 

Pflegenden und Therapeuten ist bisher nicht geimpft.  

                                                
16

 Verwaltungsgericht Osnabrück hält Verkürzung des Genesenenstatus auf 90 Tage für verfassungs-
widrig; https://www.verwaltungsgericht-
osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-
verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html 

 

https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
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96 Er hat bei seiner Arbeit viel engen Kontakt zu den Patienten, insbesondere bei den 

oft längeren Anamnesen und Gesprächen, den häufig notwendigen ausführlichen 

körperlichen Untersuchungen aber auch bei Injektionsbehandlungen.  

97 In der Klinik des Bf. wird seitens des Hygiene-Teams und der Klinikleitung sehr viel 

Wert auf Hygienemaßnahmen gelegt, z.B. aktuell Tragen einer FFP-2 Maske sowie 

Händehygiene und strenge Besuchseinschränkungen. Außerdem gibt es ein stren-

ges Testregime. Jeder Patient bekommt bei Anreise und wöchentlich einen PCR 

Test auf SARS-CoV-2, und jeder Mitarbeiter muss täglich einen Ag-Schnelltest 

durchführen.  

98 Im Falle eines Tätigkeitsverbotes hätte er zurzeit kaum finanzielle Rücklagen zur 

Überbrückung einer eventuellen Sperre der Zahlung von ALG 1. Eine weitere beruf-

liche Ausbildung kann er nicht vorweisen. Er würde dann notgedrungen eine (unge-

lernte) Arbeit in einem nicht therapeutischen Berufsfeld suchen müssen, was ihn 

sehr schmerzen würde.  

99 Neben weiteren Gründen für seine Entscheidung sich nicht impfen zu lassen führt 

der Beschwerdeführer u.a. an: der von den Befürwortern der einrichtungsbezogene 

Impfpflicht zuerst genannte vermeintliche Grund für die Notwendigkeit der Impfun-

gen, nämlich die Verhinderung von Infektionen mit SARS-CoV-2 wenn man geimpft 

sei, und die Verhinderung der Weitergabe des Virus auf die zu versorgenden Pati-

enten, wenn man geimpft sei, wurde nun durch mehrere aussagekräftigen internati-

onale und in renommierten medizinischen Fachzeitschriften erschienenen Studien 

und natürlich durch die offensichtliche Realität im Winter 2021/22 widerlegt, so dass 

es für ihn keinerlei medizinische Begründung für eine Impfung für ihn selbst gibt. 

100 Außerdem hält er es als Arzt für wesentlich, dass jeder Mensch sein Leben 

betreffend seiner Entscheidungen über seine Gesundheit, was Therapie und Prä-

vention angeht, frei und individuell gestalten kann. 

101 Der Bf war im November 2021 mit SARS-CoV-2 infiziert. Die Infektion ist durch 

einen positiven PCR-Test vom 08.11.2021 nachgewiesen.  

102 Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der angefochtenen Regelungen des § 20a IfSG am 

12.12.2021 verfügte der Bf also über einen Genenenstatus bis zum 08.05.2022.  

103 Aufgrund der erfolgten Verkürzung des Genesenstatus endet dieser beim Bf nun am 

08.02.2022.  

104 Zum maßgeblichen Stichtag am 15.03.2022 kann sich der Bf deshalb zur Zeit bei 

Zugrundelegung des verkürzten Genesenenstatus nicht auf einen Genesenenstatus 

berufen. Der Bf unterliegt demnach der Nachweispflich bis zum 15.03.2022. Ab dem 

16.03.2022 drohen ihm ï wenn man nicht einen längeren Zeitraum des Genesenen-

status zugrundelegt ï unentgeltliche Freistellung durch seinen Arbeitgeber, ein Tä-

tigkeits- und Betretungsverbot seitens des Gesundheitsamtes oder ein Bußgeld we-

gen Verletzung der Nachweisverpflichtung.  

105 Anlage 12 :  Eidesstattliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 11  
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106 Die Bf. 12  (.................................. Jahre alt) ist Fachärztin für 

..................................und ist als ..................................für den Medizinischen Dienst 

..................................tätig.  

107 Auch für diese Tätigkeit beim Medizinischen Dienst gilt die einrichtungsbezogene 

Impfpflicht nach § 20a IfSG (vgl. Ä 20 Abs. 1 lit o): ĂBegutachtungs- und Prüfdienste, 

die auf Grund der Vorschriften des Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder des Elf-

ten Buches Sozialgesetzbuch tªtig werdenñ) 

108 Die Tätigkeiten der Beschwerdeführerin umfassen die Begutachtung aus den 

Bereichen Hilfsmittel, Heilmittel, Rehabilitation, häusliche Krankenpflege, Pflegebe-

gutachtung (letzte persönliche Begutachtung eines Versicherten in 01/2018), häusli-

che Krankenpflege, Arzneimittel und DRG-Rechnungsprüfungen.  

109 In der Regel handelt es sich dabei um aktenlagige Gutachten.  

110 Die persönlichen Begutachtungen eines Versicherten kamen vor der Corona 

Pandemie zwei bis dreimal monatlich vor. Während der Corona Pandemie waren 

persönliche Begutachtung auf die absolut notwendigen, die sich nicht aktenlagig, 

durch telefonische Sachermittlungen oder Videodokumentation klären ließen, be-

schränkt.  

111 Im Jahr 2021 hat sie drei persönliche Begutachtungen in der Häuslichkeit der 

Versicherten bzw ihrer Dienststelle durchgeführt.  

112 Es wurde ihr seitens ihres Arbeitgebers aufgrund ihres Ungeimpften-Status schon in 

der Vergangenheit nahegelegt, die Dienststelle nicht zu betreten, obwohl sie in ihrer 

Dienststelle ein Einzelbüro hat und die 3G-Bedingungen am Arbeitsplatz mit tägli-

cher Testung befolgt hätte. Seit November 2021 arbeitet sie nun im Homeoffice.  

113 Aufgrund des weiten und bezüglich des realen Risikos von Patientenkontakten 

uneingeschränkten Gesetzeswortlauts des § 20a ifSG geht der Arbeitgeber davon 

aus, dass auch sie von der Nachweispflicht umfasst wird. Dies wohl auch mit Blick 

auf die ï wenn auch seltenen ï persönlichen Untersuchungen.  

114 In einem E-Mail-Rundschreiben des Medizinischen Dienstes auch an die Beschwer-

deführerin vom 14.12.2021 heiÇt es unter der ¦berschrift ĂUmgang mit Ungeimpf-

tehnñ: ĂWenn kein ausreichender Nachweis über eine Kontraindikation vorliegt, wer-

den ungeimpfte Beschäftigte ab dem 15.03.2022 ohne Lohnfortzahlung freigestellt. 

Dies bis zur Klärung des Status und unter Vorbehalt weiterer arbeitsrechtlicher 

MaÇnahmenñ.  

Anlage 13 :  Eidesstat tliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 12  

115 Trotz der zuletzt weitgehend im Homeoffice verrichteten Tätigkeiten und nur selten 

notwendiger persönlicher Begutachtungen ist also auch die Bf Ziffer 12  ab dem 

16.03.2022 konkret von Tätigkeits- oder Betretungsverboten seitens des Gesund-

heitsamtes und einer unentgeltlichen Freistelllung durch den MD bedroht.   

116 Die Beschwerdeführerin ist alleinerziehende Mutter von zwei Kindern. Bis auf die 

gesetzlichen Unterhaltszahlungen für ihre beiden Kinder hat sie keine finanzielle 

Unterstützung. Sie ist Alleinverdienerin.  
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117 Die indirekte Impfpflicht bedeutet für sie ein Berufsverbot und die Vernichtung ihrer 

beruflichen Existenz. Sie würde sie in finanzielle Nöte stürzen; aufgrund ihres Alters 

wäre es schwierig beruflich um zu satteln. 

118 Die Bf war kürzlich mit SARS-CoV-2 infiziert. Ein positiver PCR-Test datiert auf den 

18.01.2022. Mithin gilt sie noch bis zum 17.04.2022 als genesen. Ab dem 

18.04.2022 muss sie einen neuen Nachweis vorlegen. Ab dem 17.05.2022 muss ihr 

Arbeitgeber den Umstand eines fehlenden Nachweises an das Gesundheitsamt 

melden. Ab dem 18.05.2022 droht der Bf dann ein Betretungs- und Tätigkeitsverbot 

seitens des Gesundheitsamtes.  

Anlage 13 :  Eidesstattliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 12  

 

119 Die Bf Ziff 13  (.................................. Jahre alt) ist ..................................Ärztin und 

arbeitet privatärztlich in eigener Einzelpraxis.  

120 Sie lehnt eine Covid-19-Impfung aufgrund relevanter Vorerkrankungen ab, da sie für 

sich darin erhöhte Risiken bei gleichzeitig geringer Schutzwirkung der Impfung sieht. 

121  In der Praxis werden die vorgeschriebenen Hygiene- und Schutzmaßnahmen 

eingehalten, also u.a. Maskentragen und regelmäßige Testung.  

122 Die Beschwerdeführerin war seit Beginn der Pandemie mutmaßlich dreimal an 

Covid-19 erkrankt (März 2020, November 2021, Januar 2022) Eine dieser Infektio-

nen bzw Erkrankungen ist durch PCR-Test nachgewiesen. Auf die anderen beiden 

Erkrankungen weisen deutliche Anstiege der Antikörperwerte hin.  

123 Folgende Antikörper Labortest liegen für ihre Person im zeitlichen Verlauf vor:  

- 28.04.2020 IgG 1.6 ODI (cut-off 1) 

- 30.11.2012 IgG 277 ng /ml (cut-off 175 km) 

- 30.11.2001 T-Zell-Aktivität alle Varianten von 8 - 39 pg/ml (cut off 3) 

- 26.01.2022: IgG 1040 BAU/ml, (cut-off 34) 

Die Beschwerdeführerin sieht sich durch die hohen und nachhaltigen Antikörper- 

Nachweise einschließlich T-Zell-Nachweisen mittlerweile gut gegen Covid-19 immu-

nisiert. 

Sie verfügt über ein EU-Genesenenzertifikat wie folgt: 

- Gültg ab 14.12.2021 

- Gültig bis 15.05.2022 

Unter Berücksichtigung der erfolgten Verkürzung des Genesenenstatus von 180 auf 

90 Tage17 verfügt sie nur noch bis ca zum 15.02.2022 über den Genesenenstatus 

                                                
17

 Verwaltungsgericht Osnabrück hält Verkürzung des Genesenenstatus auf 90 Tage für verfassungs-
widrig 

https://www.verwaltungsgericht-
osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-
verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html 

https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
https://www.verwaltungsgericht-osnabrueck.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/verwaltungsgericht-osnabruck-halt-verkurzung-des-genesenenstatus-auf-90-tage-fur-verfassungswidrig-208324.html
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im Rechtssinne. Unter Berücksichtigung der erfolgten Verkürzung des Genesenen-

status von 180 auf 90 Tage wäre sie also zum Stichtag 15.03.2022 nachweispflich-

tig.  

Ihr droht somit schon ab dem 16.03.2022 ein Tätigkeits- und Betretungsverbot sei-

tens des Gesundheitsamtes und damit faktisch die komplette Praxisschließung und 

Wegfall der Betriebseinnahmen.  

Anlage 14 :  Eidesstatt liche Versicherung und we itere Dokumente Bf Ziffer 13  

Für ihre auch altersbedingt relativ kleine und stark inhabergeprägte Privatpraxis eine 

wirtschaftlich tragfähige Vertretung zu finden, dürfte faktisch nahezu unmöglich sein. 

Sie ist auf der anderen Seite wirtschaftlich durchaus auf diese Praxiseinnahmen 

angewiesen.   

 

124 Die Bf. Ziff 14  (.................................. Jahre alt) führt .................................. eine 

hausärztlich-internistische Kassenpraxis mit kardiologischem Schwerpunkt und ei-

nem Versorgungsauftrag von 50% éééééé.. Sie ist Fachärztin für Innere Me-

dizin und Kardiologie und verfügt über die Zusatzbezeichnung Notfallmedizin.  

125 Ihre Praxis hat ein Hygienekonzept, das seit Beginn der Corona Pandemie gemäß 

den sich ändernden Verhältnissen und Vorgaben regelmäßig überarbeitet und an-

gepasst wurde und das sich bisher sehr gut bewährt hat, so dass sie bis heute keine 

Infektionen im Rahmen von Patienten-Vorstellungen bei sich verzeichnen musste.  

126 Sie beschäftigt gegenwärtig vier Mitarbeiterinnen, von denen drei typische Aufgaben 

von medizinischen Fachangestellten (MFA) erbringen und eine mit der Praxisreini-

gung betraut ist. Die Anstellung einer weiteren MFA steht kurz bevor. Sollte der Be-

schwerdeführerin ein Betretungsverbot oder Tätigkeitsverbot ausgesprochen wer-

den, würden auch diese Mitarbeiterinnen ihre Arbeit verlieren. 

127 Die Bf war im November 2021 mit SARS-CoV-2 infiziert. Die Infektion ist durch 

einen positiven PCR-Test vom 14.10.2021 nachgewiesen.  

128 Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der angefochtenen Regelungen des § 20a IfSG am 

12.12.2021 verfügte die Bf. also über einen Genenenstatus bis zum 13.04.2022.  

129 Aufgrund der erfolgten Verkürzung des Genesenstatus endete dieser bei der Bf nun 

(rückwirkend) am 13.01.2022.  

130 Zum maßgeblichen Stichtag am 15.03.2022 kann sich die Bf deshalb bei Zugrunde-

legung des verkürzten Genesenenstatus nicht auf einen Genesenenstatus berufen. 

Die Bf unterliegt demnach der Nachweispflicht bis zum 15.03.2022. Ab dem 

16.03.2022 drohen ihr ï wenn man nicht einen längeren Zeitraum des Genesenen-

status zugrundelegt ï ein Tätigkeits- und Betretungsverbot seitens des Gesund-

heitsamtes oder ein Bußgeld wegen Verletzung der Nachweisverpflichtung.  

Anlage 15 :  Eidesstat tliche Versicherung und weitere Dokumente Bf Ziffer 14  
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3. Auswirkungen der gesetzlichen Regelungen auf die Betroffenen  

131 Zusammengefasst sind die Beschwerdeführenden im Rahmen der einrichtungsbe-

zogenen Impfpflicht des § 20a IfSG einer Kaskade von Regelungen ausgesetzt, die 

darauf abzielen, die Betroffenen zur Impfung zu drängen:  

132 1. Stufe: Sie müssen bis zum 15.03.2022 (§ 20a Abs. 2 S.1 IfSG)  (bzw. einen 

Monat nach Zeitauflauf des zunächst vorgelegten Nachweises, § 20a Abs. 4 S. 1 

IfSG) gegenüber der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Immunitätsnachweis 

erbringen. Als Nachweise erkennt das Gesetz an:  

1. einen Impfnachweis im Sinne des § 2 Nummer 3 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung, 

2. einen Genesenennachweis im Sinne des § 2 Nummer 5 der COVID-19-
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung oder 

3. ein ärztliches Zeugnis darüber, dass sie auf Grund einer medizinischen Kontraindika-
tion nicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden können. 

133 Den Erwerb eines Genesennachweises oder eines ärztlichen Zeugnisses über eine 

medizinische Kontraindikation können die Betroffenen nicht steuern. Wenn keine 

durch PCR-Test nachgewiese Infektion vorlag oder wenn keine medizinische Kont-

raindikation vorhanden ist, bleibt den Beschwerdeführenden als einzige Alternative 

zur Vermeidung erheblicher Nachteile die Duldung der Impfung gegen SARS-CoV-

2.  

134 2. Stufe: Legen die Beschwerdeführenden der Einrichtungsleitung keinen Nachweis 

vor oder hat die Einrichtungsleitung Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Rich-

tigkeit des vorgelegten Nachweises, hat die Einrichtungsleitung das örtlich zuständi-

ge Gesundheitsamt unter Übermittlung der personenbezogenen Daten zu benach-

richtigen (§ 20a Abs. 2 S. 2 IfSG) 

135 3. Stufe: Auf Anforderung des Gesundheitsamtes haben die Beschwerdeführenden 

dann dem Gesundheitsamt einen entsprechenden Nachweis vorzulegen (§ 20a Abs. 

5 S. 1 IfSG). Dieser Anordnung zur Vorlage eines Nachweises kann ggf. durch 

Maßnahmen des Vollstreckungsrechts wie der (ggf. wiederholten) Festsetzung ei-

nes Zwangsgeldes weiterer und steigender Nachdruck verliehen werden.  

136 4. Stufe: Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des 

vorgelegten Nachweises, so kann das Gesundheitsamt gegenüber den Beschwer-

deführenden eine ärztliche Untersuchung dazu anordnen, ob diese auf Grund einer 

medizinischen Kontraindikation nicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft 

werden kann (§ 20a Abs. 5 S. 2 IfSG). Diese Untersuchungsanordnung steht zwar 

nach dem Gesetzeswortlaut im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde. Um dem 

intendierten Gesetzeszweck des Schutzes vulnerabler Personengruppen zu ent-

sprechen, dürfte sich diese Ermessensentscheidung bei Vorliegen dieser Zweifel 

auf Null reduzieren. Eine solche Zwangsuntersuchung durch Amtsärzte stellt eine 
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tiefgreifende Maßnahme dar. Auch wenn sie nicht unter Anwendung unmittelbaren 

Zwangs vollstreckt werden sollte, kann dieser Anordnung durch andere Zwangsmit-

tel wie (ggf. wiederholte) Festsetzung eines Zwangsgeldes weiterer und steigender 

Nachdruck verliehen werden. Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und 

Anfechtungsklage gegen diese Anordnung der ärztlichen Untersuchung sind kraft 

Gesetzes ausgeschlossen (§ 20a Abs. 5 S. 4 IfSG).  

137 5. Stufe: Das Gesundheitsamt kann den Beschwerdeführenden, die trotz der 

Anforderung keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegen oder 

der Anordnung einer ärztlichen Untersuchung nicht Folge leisten, untersagen, dass 

sie die dem Betrieb der Einrichtung oder des Unternehmens dienenden Räume be-

treten oder in einer solchen Einrichtung oder einem solchen Unternehmen tätig wer-

den (§ 20a Abs. 5 S. 3 IfSG). Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und An-

fechtungsklage gegen diese Anordnungen des Gesundheitsamtes sind kraft Geset-

zes ausgeschlossen (§ 20a Abs. 5 S. 4 IfSG). Spätestens ab diesem Zeitpunkt wer-

den die Beschwerdeführenden ï soweit sie als Beschäftigte in einer Klinik oder Pra-

xis angestellt sind ï arbeitsrechtlich mit einer unentgeltlichen Freistellung und ggf. 

auch personen- oder verhaltensbedingten Kündigung ausgesetzt sein. Für Be-

schwerdeführende, die Praxisinhaber sind, wird ein solches Tätigkeitsverbot die 

Praxisschließung und den Verlust der Praxiseinnahmen bedeuten. Aufgrund der 

häufig stark inhaberausgerichteten Arztttätigkeiten wird der Ausfall des Praxisinha-

bers in den wenigsten Fällen adäquat durch den Einsatz eines Praxisvertreters auf-

gefangen werden. Eine solche Praxisvertretung wäre vertragsarztrechtlich mangels 

in der Ärzte-ZV geregelten Vertretungsgrundes nicht regulär und nicht längerfristig 

zulässig (vgl. § 32 Abs. 1 Ärzte-ZV). Vertragsarztrechtlich droht ferner  ï wegen 

Nichterfüllung des Versorgungsauftrages ï die Anordnung des Ruhens der Zulas-

sung (vgl. § 26 Ärzte-ZV).  

138 6. Stufe: Den Beschwerdef¿hrenden droht ein BuÇgeld bis zu ú 2.500,-, wenn sie 

der Anordnung des Gesundheitsamtes zur Vorlage des gesetzlich vorgeschriebenen 

Nachweises nicht fristgerecht nachkommen oder wenn sie einem vom Gesund-

heitsamt angeordneten Betretungs- oder Tätigkeitsverbot zuwiderhandeln (§ 73 

Abs. 1a Nr. 7 f und Nr. 7 h IfSG). Bei wiederholter Anordnung des Gesundheitsam-

tes zur Vorlage des Nachweises kann der Bußgeldtatbestand mehrfach verwirklicht 

werden und mehrfach ï mit steigender Höhe ï ein Bußgeld festgesetzt werden.  

139 7. Stufe: Anordnungen zur Vorlage des Nachweises oder zu einer körperlichen 

Untersuchung können vom Gesundheitsamt ï neben der Fesetzsetzung von Buß-

geldern ï parallel auch mit Maßnahmen des Vollstreckungsrechts weiterverfolgt 

werden, insbesondere mit Androhung und Festsetzung von Zwangsgeldern nach 

den Vollstreckungsgesetzes der Bundesländer, die Zwangsgeldrahmen in unter-

schiedlicher Hºhe von bis zu ú 50.000,- oder ú 100.000,- vorsehen.  

140 Auch wenn eine Zwangsimpfung unter Einsatz unmittelbaren Zwangs ausgeschlos-

sen ist, sieht das Gesetz in § 20a IfSG doch eine Kaskade von Druckmitteln, Sank-

tionen und Zwangsmitteln vor, die letztlich faktisch einem Impfzwang für die Be-

scherdeführenden bedeuten.  
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4. Vollzugsprobleme des § 20a IfSG  

141 Es wird immer deutlicher, dass ab dem Stichtag des 15.03.2022 mit erheblichen 

Vollzugsproblemen in der Umsetzung der Regelungen des § 20a IfSG seitens der 

Gesundheitsämter zu rechnen ist. 

142 Die Gesundheitsämter gehen davon aus, dass im Rahmen der einrichtungsbezoge-

nen Impfpflicht  im Schnitt bis zu zehn Prozent der Beschäftigten keinen eindeutigen 

Impf- oder Genesenennachweis vorlegen können und deshalb an das Gesundheits-

amt gemeldet werden18. 

143 Das ist eine erhebliche Belastung, die die Gesundheitsämter aus Sicht des  

Bundesverbandes der Ärztinnen und Ärzte des öffentlichen Gesundheitsdienstes e. 

V. (BVÖGD) nicht zeitnah bewältigen können ï insbesondere, weil die Ämter jeden 

Einzelfall prüfen müssen und gegebenenfalls eine Anhörung erfolgen soll.  

144 Der Gesetzgeber ist aus Sicht des BVÖGD gefordert, für die Umsetzung der 

Impfpflicht die Zuständigkeiten, Verfahrensabläufe und Bewertungen zu klären und 

einheitlich für die Länder und Kommunen zu regeln. Der BVÖGD hat deshalb kürz-

lich eine Verlängerung der Frist gefordert. Dabei würde eine längere Frist zur 

Durchsetzung zwar nicht die Arbeitslast reduzieren, könnte aber aus Sicht des 

BVÖGD ein Weg sein, die Impfpflicht umzusetzen, ohne das System auf beiden 

Seiten ï in der Pflege und im Gesundheitsamt ï zu überlasten. 

145 Die stellvertretende Bundesvorsitzende des BVÖGD, Dr. Elke Bruns-Philipps, 

erklärte öffentlich: ĂDer einrichtungsbezogene Impfschutz soll besonders zur Ver-

meidung erneuter Infektionswellen und Beschränkungen in den Einrichtungen im 

kommenden Herbst beitragen. In der jetzt noch heftigen Omikronwelle müssen die 

Gesundheitsämter die akute Lage bewältigen und haben keine Ressourcen die vor-

gelegten Dokumente zeitnah zu prüfenñ19. 

146 Mit Blick auf die Kapazitäten des Gesundheitsamtes erklärte der Leiter des 

Gesundheitsamtes Magdeburg kürzlich, man werde die in der sogenannten einrich-

tungsbezogenen Impfpflicht geforderten Anhörungen und Entscheidungen nicht 

durchführen: 

147 Eike Hennig, Amtsarzt der Landeshauptstadt Magdeburg, erklärte: ĂWenn das 

Gesetz nun sagt, die Gesundheitsämter haben hier Verwaltungsvorgänge zu begin-

nen ï Anhörungsverfahren, mit einem Bescheid zum Schluss ï dann sage ich 

Ihnen: Das werden wir nicht tun. Das können wir auch nicht tun, weil wir diese Ka-

pazitªten nicht haben.ñ20  

                                                
18

 Einrichtungsbezogene Impfpflicht: Gesundheitsämter für Fristverlängerung; 
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/131565/Einrichtungsbezogene-Impfpflicht-Gesundheitsaemter-
fuer-Fristverlaengerung 
19

 https://www.bvoegd.de/impfpflicht-im-gesundheitswesen-bundesweit-einheitliche-regeln-noetig/ 
(zuletzt abgerufen am 05.02.2022) 
20

 MDR Sachsen-Anhalt: ĂPandemie-Politik Gesundheitsämter setzen Impfpflicht vorerst nicht durchñ; 
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/impfpflicht-gesundheitsaemter-vollzug-kritik-100.html 

https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/131565/Einrichtungsbezogene-Impfpflicht-Gesundheitsaemter-fuer-Fristverlaengerung
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/131565/Einrichtungsbezogene-Impfpflicht-Gesundheitsaemter-fuer-Fristverlaengerung
https://www.bvoegd.de/impfpflicht-im-gesundheitswesen-bundesweit-einheitliche-regeln-noetig/
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/impfpflicht-gesundheitsaemter-vollzug-kritik-100.html
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148 Im Bundesland Sachsen fordern die Landräte offen eine Aussetzung der einrich-

tungsbezogenen Impfpflicht. In einer Pressemitteilung des Landkreistages heisst es:  

149 ĂDas Impfen ist ohne Wenn und Aber der Schlüssel zur Bewältigung der Pandemie. 

Dennoch müssen wir erkennen, dass die einrichtungsbezogene Impfpflicht von der 

aktuellen Entwicklung eingeholt wurdeñ, stellt der Prªsident des Sªchsischen Land-

kreistages Herr Landrat Frank Vogel fest. So schützt die Impfung zwar vor schweren 

Krankheitsverläufen, jedoch nicht vor einer Ansteckung. Ziel der einrichtungsbezo-

genen Impfpflicht war es aber, die vulnerablen Gruppen vor Infektionen zu schützen. 

ĂVor diesem Hintergrund halten wir es f¿r dringend erforderlich, auf Bundesebene 

neu ¿ber die MaÇnahmen zum Schutz der zu Pflegenden nachzudenkenñ, so Frank 

Vogel weiter.ñ21 

150 Zuvor hatte sich bereits der Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern ähnlich 

geäußert: Demnach sehen sich die Gesundheitsämter im Nordosten nicht in der 

Lage, die Corona-Impfpflicht für Beschäftigte in Krankenhäusern, Arztpraxen, Be-

hinderteneinrichtungen und Pflege zu kontrollieren22. Mit der einrichtungsbezogenen 

Impfpflicht sei ein ganzer Aufgabenkatalog für die Gesundheitsämter vorgesehen, 

so der Geschäftsführer des kommunalen Spitzenverbandes, Matthias Köpp. Sie 

sollen ungeimpften Mitarbeitern in den Einrichtungen Tätigkeitsverbote aussprechen 

und Bußgeldverfahren einleiten. Der Sektor habe im Nordosten etwa 70.000 Be-

schäftigte, sagte Köpp. Wie viele von ihnen noch ungeimpft sind, sei unklar. 

151 Die Konferenz der Gesundheitsminster hat am 21.01.2022 folgenden Beschluss zur 

einrichtungsbezogenen Impfpflicht gefasst:  

3. Die GMK ist der Auffassung, dass es einer Umsetzungszeit bedarf, bis ein einzelfall-
bezogenes Verfahren zur Umsetzung des § 20a IfSG eingerichtet ist. Erst danach kön-
nen die ggf. erforderlichen Betretungs- oder Tätigkeitsverbote rechtssicher angeordnet 
und sanktioniert werden

23
. 

152 Solche nicht nur vereinzelten, sondern großflächigen und bundeländer-

übergreifenden offensichtlichen Vollzugsprobleme ziehen eine rechtskonforme, will-

kürfreie und den Gleichbehandlungsgrundsatz wahrende Anwendung der angefoch-

tenen Regelungen des § 20a IfSG in erhebliche Zweifel.   

                                                
21

 Landräte fordern Aussetzung der einrichtungsbezogenen Impfpflicht ï 

https://www.lkt-sachsen.de/de/pressemitteilung/landraete-fordern-aussetzung-der-
einrichtungsbezogenen-impfpflicht.html (zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 
22

 NDR: Umsetzung der Impfpflicht bringt Gesundheitsämter an ihre Grenzen 

 https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Umsetzung-der-Impfpflicht-bringt-
Gesundheitsaemter-an-ihre-Grenzen,coronavirus6386.html (zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 
23

 https://www.gmkonline.de/Beschluesse.html?uid=265&jahr=2022 (zuletzt abgerufen am 06.02.2022) 

 

https://www.lkt-sachsen.de/de/pressemitteilung/landraete-fordern-aussetzung-der-einrichtungsbezogenen-impfpflicht.html
https://www.lkt-sachsen.de/de/pressemitteilung/landraete-fordern-aussetzung-der-einrichtungsbezogenen-impfpflicht.html
https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Umsetzung-der-Impfpflicht-bringt-Gesundheitsaemter-an-ihre-Grenzen,coronavirus6386.html
https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Umsetzung-der-Impfpflicht-bringt-Gesundheitsaemter-an-ihre-Grenzen,coronavirus6386.html
https://www.gmkonline.de/Beschluesse.html?uid=265&jahr=2022
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IV. Gefahr von COVID -19 für den Personenkreis, auf den sich der 

Schutzzweck der angefochtenen Norm bezieht  

153 Bei dem vom Schutzzweck der Norm erfassten Personenkreis ï Patienten in 

medizinischen, therapeutischen oder pflegerischen Einrichtungen ï handelt es sich 

um vulnerable Gruppen, bei denen typischerweise auch eine erhöhte Gefahr für 

einen schweren Krankheitsverlauf im Falle einer SARS-CoV-2-Infektion besteht.  

154 Zusätzlich besteht eine erhöhte Infektionsgefahr in den Einrichtungen selbst, da in 

ihnen typischerweise überdurchschnittlich viele Kontakte mit vulnerablen Personen 

und Personen, die zu ihnen wiederum engen physischen Kontakt haben (Ärzte, 

Pflegekräfte, Therapeuten), stattfinden, und die zugleich mit dem SARS-CoV-2-

Virus infiziert und infektiös sein können. 

155 Der Grad der Gefährdung hängt davon ab, wie gefährlich die dominante Virus-

Variante im Zeitraum der Geltung der Impfpflicht ist und wie die Wahrscheinlichkeit 

einer Gefahr durch künftige Virusvarianten einzuschätzen ist (1.), inwieweit sich die 

vulnerablen Personen selbst ï insbesondere durch eine Impfung (2.) oder durch 

Medikamente (3.) schützen können und inwieweit ein spezifisch einrichtungsbezo-

gener Schutz angesichts einer ubiquitären Ausbreitung von SARS-CoV-2 eine rele-

vante Risikoreduktion für den geschützten Personenkreis bewirken kann (4.). 

1. Gefährdung durch die Omikron -Variante 24 

156 Über die Omikron-Variante (B.1.1.529) wurde zuerst am 24.11.2021 vom südafrika-

nischen Gesundheitsministerium berichtet.25 Sie wurde am 26.11.2021 von der 

WHO zur Ăvariant of concernñ (VOC) erklärt. Phylogenetische Untersuchungen zei-

gen, dass Omikron unabhängig von der derzeit dominierenden Delta-Variante ent-

standen ist. Sie besitzt im Vergleich zum ursprünglichen SARS-CoV-2 aus Wuhan 

eine ungewöhnlich hohe Zahl von ca. 30 Aminosäureänderungen im Spike-Protein, 

darunter solche mit bekanntem phänotypischem Einfluss (Erhöhung der Transmis-

sion, Immunevasion, Übertragbarkeit), aber auch viele Mutationen, deren Bedeu-

tung unklar ist. 

157 Die europäische Gesundheitsbehörde ECDC hat am 27.01.2022 einen aktualisier-

ten Risikobericht zur Omikron-Variante veröffentlicht, in dem eine Übersicht über die 

aktuelle epidemiologische Situation in der EU und der EFTA sowie die wissenschaft-

lichen Erkenntnisse zu Omikron aufbereitet wurden.26 Danach ist ab dem 20. Januar 

                                                
24

 Zur Omikron-Variante und der diesbezüglichen aktuellen wisssenschaftlichen Erkenntnisse legen wir 
als Anlage VB 1a  die Stellungnahme des Vereins Ă rzte f¿r individuelle Impfentscheidung e.V.ñ vor, 

die dieser als vom BVerfG angefragter sachverständiger Dritter im Parallelverfahren 1 BvR 2649/21 
abgegeben hat; auf diese nehmen wir ergänzend Bezug 
25

 Vgl. dazu und zum Folgenden Robert Koch-Institut, Übersicht zu besorgniserregenden SARS-CoV-
2-Virusvarianten (VOC), Stand: 20.1.2022, abrufbar im Internet unter: 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html (abgerufen am 
06.02.2022).  
26

 European Centre for Disease Prevention and Control (ECDC), Assessment of the further spread and 
potential impact of the SARS-CoV-2 Omicron variant of concern in the EU/EEA, 19th update 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Virusvariante.html
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2022 Omikron in folgenden Ländern zur dominierenden Variante geworden (mit 

mehr als 50 % der sequenzierten Viren): Österreich (95,4 %, 2022-02), Belgien 

(99,7 %, 2022-02), Zypern (93,9 %, 2022-01), Tschechien (66,7 %, 2022-02), Dä-

nemark (98,8 % , 2022-02), Finnland (99,9 %, 2022-02), Frankreich (90,8 %, 2022-

02), Deutschland (62,5 %, 2022-01), Griechenland (85,6 %, 2022-01), Ungarn (64,7 

% , 2022-02), Island (90 %, 6. Januar 2022), Irland (89,2 %, 2021-52), Italien (81 %, 

2022-01), Liechtenstein (88,5 %, 2022-01), Litauen (40,5 % , 2021-52), Luxemburg 

(89,6 %, 2022-01), Malta (99,3 %, 2022-01), Niederlande (95,3 %), Norwegen (93,8 

% , 2022-02), Portugal (86,3 %, 2022-01), Slowenien (67 % der am 5. Januar 2022 

sequenzierten Fälle), Spanien (87,4 %, 2022-01) und Schweden (91,8 %, 2022-01). 

158 Der Anteil der gemäß IfSG gemeldeten Infektionen, welche durch die besorgniser-

regende Variante (Variant of Concern, VOC) Omikron (B.1.1.529) verursacht wer-

den, liegt nach Angaben des Robert Koch-Instituts in Deutschland in der Kalender-

woche 3/2022 bei 95 % aller übermittelten COVID-19-Fälle.27 

159 Da die Omikron-Variante vermutlich infektiöser als die zuvor dominante Delta-

Variante ist28 und erste Studien auch zeigen, dass mit der Omikron-Variante infizier-

te Personen eine verstärkte Antikörperreaktion gegen die Delta-Variante zeigten,29 

                                                                                                                                     
27.01.2022, abrufbar im Internet unter: https://www.ecdc.europa.eu/en/current-risk-assessment-novel-
coronavirus-situation (abgerufen am 06.02.2022).  
27

 Vgl. Robert Koch-Institut, Wöchentlicher COVID-19-Lagebericht vom 27.01.2022, S. 4, abrufbar im 
Internet unter: 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Wochenbericht/Woc
henbericht_2022-01-27.pdf?__blob=publicationFile (abgerufen am 28.01.2022).  
28

 Wobei dieser Umstand nicht auf eine höhere inhärente Infektiosität zurückzuführen seind dürfte, 
sondern auf die Eigenschaft, die durch die Impfstoffe erzeugte Immunabwehr deutlich effektiver umge-
hen zu können, als die Delta-Variante, vgl. die aktuelle Preorint-Studieñ der Yale School of Medicine 
con Chaguza et al., Rapid emergence of SARS-CoV-2 Omicron variant is associated with an infection 
advantage over Delta in vaccinated persons, medRxiv 2022.01.22.22269660; doi: 
https://doi.org/10.1101/2022.01.22.22269660, abrufbar im Internet auch unter: 
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2022.01.22.22269660v1.full-text (abgerufen am 30.01.2022): 
ĂIn conclusion, escape from vaccine-induced immunity likely contributed to the rapid rise in Omicron 
infections.ñ; Studie von Wissenschaftlern des dªnischen Gesundheitsinstituts, Lyngse et al., SARS-
CoV-2 Omicron VOC Transmission in Danish Households, vom 22.12.2021, abrufbar im Internet unter: 
https://en.ssi.dk/news/news/2022/danish-researcher-investigate-omicron-transmission-in-danish-
household (abgerufen am 30.01.2022): ĂOur findings confirm that the rapid spread of the Omicron VOC 
primarily can be ascribed to the immune evasiveness rather than an inherent increase in the basic 
transmissibility.ñ; Petros et al., Early introduction and rise of the Omicron SARS-CoV-2 variant in highly 
vaccinated university populations, medRxiv 2022.01.27.22269787; doi: 
https://doi.org/10.1101/2022.01.27.22269787 , abrufbar im Internet unter: 
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2022.01.27.22269787v1.full.pdf+html (abgerufen am 
30.01.2022): ĂThis highlights that Omicronôs fitness is neither driven by a higher viral load nor reliant on 
an immunologically naive population.ñ 
29

 Khan K, Karim F, Cele S, San JE, Lustig G, Tegally H, et al. Omicron infection enhances neutralizing 
immunity against the Delta variant [Internet]. 2021 Dec [cited 2022 Jan 2] p. 2021.12.27.21268439. 
abrufbar im Internet unter: https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2021.12.27.21268439v1 (abgeru-
fen am 12.01.022); Cameroni et al. Broadly neutralizing antibodies overcome SARS-CoV-2 Omicron 
antigenic shift. Nature [Internet]. 2021 Dec 23 [cited 2022 Jan 5]; abrufbar im Internet unter: 
https://www.nature.com/articles/d41586-021-03825-4 (abgerufen am 12.01.2022); der essener Virolo-
ge Professor Ulf Dittmer erklärte zur Ausbreitung der Omikron-Variante: "Es gibt evolutionär keinen 
Weg zurück zu einem tödlicheren Virus." Omikron setze sich nicht in der tiefen Lunge, sondern in den 
oberen Atemwegen fest, um sich besser zu verbreiten - diesen "Vorteil" werde das Virus nicht mehr 
aufgeben. Dadurch habe sich aber auch die Zahl der Todesfälle durch Omikron "schon sehr angenä-
hert" an den Verlauf einer Influenza-Welle, Presseportal vom 12.01.2022, abrufbar im Internet unter: 
https://www.presseportal.de/pm/153584/5119672.  

https://www.ecdc.europa.eu/en/current-risk-assessment-novel-coronavirus-situation
https://www.ecdc.europa.eu/en/current-risk-assessment-novel-coronavirus-situation
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Wochenbericht/Wochenbericht_2022-01-27.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Wochenbericht/Wochenbericht_2022-01-27.pdf?__blob=publicationFile
https://doi.org/10.1101/2022.01.22.22269660
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2022.01.22.22269660v1.full-text
https://en.ssi.dk/news/news/2022/danish-researcher-investigate-omicron-transmission-in-danish-household
https://en.ssi.dk/news/news/2022/danish-researcher-investigate-omicron-transmission-in-danish-household
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2022.01.27.22269787v1.full.pdf+html
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2021.12.27.21268439v1
https://www.nature.com/articles/d41586-021-03825-4
https://www.presseportal.de/pm/153584/5119672
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konnte diese die Delta-Variante rasch verdrängen. Schwere Verläufe aufgrund von 

SARS-CoV-2-Infektionen werden selten. 

160 Die bislang vorliegenden Daten und Studien deuten darauf hin, dass die Omikron-

Variante im Vergleich zu der zuletzt vorherrschenden Delta-Variante deutlich milde-

re Krankheitsverläufe verursacht. 

161 Eine aktuelle Studie aus London zeigt, dass das Hospitalisierungsrisiko bei der 

Omikron-Variante im Vergleich zur Delta-Variante deutlich geringer sein dürfte.30 

Ähnliche Ergebnisse zeigen Studien aus Schottland31 aus Südafrika32 und Kanada 

(Ontario).33 

162 Ein am 5. Januar 2022 in Ănatureñ erschienener Artikel berichtet ¿ber eine Serie von 

Laborstudien, die gezeigt haben, dass die Omikron-Variante vornehmlich die Zellen 

der oberen Atemwege infiziert, in erheblich geringerem Maße jedoch die Lungenzel-

len (weniger infizierte Zellen in der Lunge, niedrigere Viruslast in der Lunge, weniger 

Entzündungsreaktion in der Lunge).34 Eine am 04.01.2022 als Ăpreprintñ veröffentli-

che Studie zeigt, dass die Omikron-Variante die Interferon-Antwort der Wirtszellen 

weniger effizient ausschalten kann als die Delta-Variante (und dass die meisten 

antiviralen Wirkstoffe bzw. Medikamente auch gegen die Omikron-Variante wirksam 

sind).35  

                                                
30

 Ferguson et al., Report 50 - Hospitalisation risk for Omicron cases in England, 22.12.2021, abrufbar 
im Internet unter: https://www.imperial.ac.uk/mrc-global-infectious-disease-analysis/covid-19/report-50-
severity-omicron/ (abgerufen am 29.12.2021); vgl. auch UKSH, SARS-CoV-2 variants of concern and 
variants under investigation in England. Technical briefing: Update on hospitalisation and vaccine 
effectiveness for Omicron VOC-21NOV-01 (B.1.1.529), 31 December 2021, abrufbar im Internet unter: 
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/104
4481/Technical-Briefing-31-Dec-2021-Omicron_severity_update.pdf (abgerufen am 05.01.2022).  
31

 Sheikh et al, Severity of Omicron variant of concern and vaccine effectiveness against symptomatic 
disease: national cohort with nested test negative design study in Scotland, 22.12.2021, abrufbar im 
Internet unter: https://www.research.ed.ac.uk/en/publications/severity-of-omicron-variant-of-concern-
and-vaccine-effectiveness- (abgerufen am 06.02.2022).  
32

 Wolter et al., Early assessment of the clinical severity of the SARS-CoV-2 Omicron variant in South 
Africa, 21.12.2021, medRxiv 2021.12.21.21268116; doi: https://doi.org/10.1101/2021.12.21.21268116 
(abgerufen am 06.02.2022). Die südafrikanische Regierung sieht daher keien Quarantäne für bloße 
Kontaktpersonen und keine Kontaktnachverfolgung mehr vor, vgl. Bericht der New York Times vom 
24.12.2021, abrufbar im Internet unter: https://www.nytimes.com/2021/12/24/world/africa/south-africa-
covid-quarantine.html (abgerufen am 06.02.2022).  
33

 Ulloa et al., Early estimates of SARS-CoV-2 Omicron variant severity based on a matched cohort 
study, Ontario, Canada, medRxiv 2021.12.24.21268382; doi: 
https://doi.org/10.1101/2021.12.24.21268382 (abgerufen am 06.02.2022): ĂThe risk of hospitalization 
or death was 65% lower (hazard ratio, HR=0.35, 95%CI: 0.26, 0.46) among Omicron cases compared 
to Delta cases, while risk of intensive care unit admission or death was 83% lower (HR=0.17, 95%CI: 
0.08, 0.37).ñ 
34

 Kozlow, Omicron's feeble attack on the lungs could make it less dangerous, nature, 05.02.2022, 
abrufbar im Internet unter: https://www.nature.com/articles/d41586-022-00007-8 (abgerufen am 
05.01.2022); vgl. auch den Wissenschaftlichen Leiter des Intensivregisters und Pneumologen Prof. Dr. 
Karagiannidis am 01.01.2022 auf twitter: 
https://twitter.com/ECMOKaragianni1/status/1477256674486501378?s=20 (abgerufen am 01.01.2022) 
sowie Ärzteblatt vom 03.01.2022: Omikron scheint Lungen zu verschonen, abrufbar unter: 
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/130534/Studien-Omikron-scheint-Lungen-zu-verschonen (abge-
rufen am 06.02.2022).  
35

 Bojkova et. al., Reduced interferon antagonism but similar drug sensitivity in Omicron variant com-
pared to Delta variant SARS-CoV-2 isolates, bioRxiv 2022.01.03.474773; doi: 
https://doi.org/10.1101/2022.01.03.474773 (abgerufen am 06.02.2022). 

https://www.imperial.ac.uk/mrc-global-infectious-disease-analysis/covid-19/report-50-severity-omicron/
https://www.imperial.ac.uk/mrc-global-infectious-disease-analysis/covid-19/report-50-severity-omicron/
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/1044481/Technical-Briefing-31-Dec-2021-Omicron_severity_update.pdf
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/1044481/Technical-Briefing-31-Dec-2021-Omicron_severity_update.pdf
https://www.research.ed.ac.uk/en/publications/severity-of-omicron-variant-of-concern-and-vaccine-effectiveness-
https://www.research.ed.ac.uk/en/publications/severity-of-omicron-variant-of-concern-and-vaccine-effectiveness-
https://doi.org/10.1101/2021.12.21.21268116
https://www.nytimes.com/2021/12/24/world/africa/south-africa-covid-quarantine.html
https://www.nytimes.com/2021/12/24/world/africa/south-africa-covid-quarantine.html
https://doi.org/10.1101/2021.12.24.21268382
https://www.nature.com/articles/d41586-022-00007-8
https://twitter.com/ECMOKaragianni1/status/1477256674486501378?s=20
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/130534/Studien-Omikron-scheint-Lungen-zu-verschonen
https://doi.org/10.1101/2022.01.03.474773
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163 Auch Daten aus London zeigen, dass dort trotz Rekordinzidenzen aufgrund der 

Omikron-Variante die Zahl der mechanisch beatmeten COVID-19-Patienten nicht 

erheblich zugenommen hat. Die folgenden beiden Schaubilder stammen von dem 

ĂCoronavirus (COVID-19) in the UK dashboardñ, einer Ăup-to-date and authoritative 

summary of key information about the COVID-19 pandemicñ, das von der Gesund-

heitsagentur des Vereinigten Königreichs - UK Health Security Agency (UKHSA).  

im Internet bereit gestellt wird36:  

 

164 Das Statistikamt des Vereinigten Königreichs hat für den 19.12.2021 ermittelt, dass 

10% der Einwohner von London SARS-CoV-2-positiv waren, das sind 828.300 

Menschen.37 ï keine erhebliche Zunahme der Zahl der mechanisch zu beatmenden 

Patienten auf den Intensivstationen zu verzeichnen ist; sie bewegt sich auf demsel-

ben Niveau wie zuvor Mitte September 2021- am 07.01.2022 liegt die Zahl bei 

22438: 

                                                
36

 The official UK government website for data and insights on coronavirus (COVID-19), abrufbar im 
Internet unter: https://coronavirus.data.gov.uk/details/cases?areaType=region&areaName=London 
(abgerufen am 06.02.2022).  
37

 Office for National Statistics (ONS) Coronavirus (COVID-19) Infection Survey: England, Interim fin-
dings from the Coronavirus (COVID-19) Infection Survey for England, 24 December 2021, abrufbar im 
Internet unter: 
https://www.ons.gov.uk/peoplepopulationandcommunity/healthandsocialcare/conditionsanddiseases/da
tasets/coronaviruscovid19infectionsurveydata (abgerufen am 06.02.2022).  
38

 The official UK government website for data and insights on coronavirus (COVID-19), abrufbar im 
Internet unter: https://coronavirus.data.gov.uk/details/cases?areaType=region&areaName=London 
(abgerufen am 06.02.2022); vgl. auch Barnes/Burn-Murdoch, Englandôs Covid infection rate climbs to 
one person in 25, NHS staff absence and hospital admissions related to the virus jump, official figures 
show, Financial Times, 31.12.2021, abrufbar im Internet unter: https://www.ft.com/content/3d2c5e38-
a9aa-47a5-b8f2-

https://coronavirus.data.gov.uk/details/cases?areaType=region&areaName=London
https://www.ons.gov.uk/peoplepopulationandcommunity/healthandsocialcare/conditionsanddiseases/datasets/coronaviruscovid19infectionsurveydata
https://www.ons.gov.uk/peoplepopulationandcommunity/healthandsocialcare/conditionsanddiseases/datasets/coronaviruscovid19infectionsurveydata
https://coronavirus.data.gov.uk/details/cases?areaType=region&areaName=London
https://www.ft.com/content/3d2c5e38-a9aa-47a5-b8f2-2ed5c7407d7a?utm_content=buffer6de56&utm_medium=social&utm_source=twitter.com&utm_campaign=buffer
https://www.ft.com/content/3d2c5e38-a9aa-47a5-b8f2-2ed5c7407d7a?utm_content=buffer6de56&utm_medium=social&utm_source=twitter.com&utm_campaign=buffer
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165 Das zeigt, dass selbst sehr hohe Infektionsraten mit der Omikron-Variante von bis 

zu 10% der Bevölkerung gleichzeitig nicht zu einer erheblichen Zunahme schwerer 

Krankheitsverläufe führt.  

166 Auch eine Analyse der UK Health Security Agency (UKHSA) vom 31.12.2021 zeigt, 

dass das Risiko einer Behandlung auf der Notfallambulanz oder im Krankenhaus bei 

Omikron nur etwa halb so hoch ist wie bei Delta (Hazard Ratio 0,53; 95-%-

Konfidenzintervall 0,50 bis 0,57); das Risiko einer Klinikaufnahme als Notfall war nur 

1/3 so hoch wie bei Delta (Hazard Ratio 0,33; 0,30 bis 0,37). Es handelt sich um 

adjustierte Berechnungen, die Alter, Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit, soziale 

Deprivation, internationale Reisen und Impfstatus berücksichtigen. Personen, die 2 

oder 3 Impfdosen erhalten hatten, wurden noch einmal zu 81 % (77 bis 85 %) selte-

ner hospitalisiert als Ungeimpfte mit Omikron.39 

167 Ein ähnliches Bild liefern die Daten aus Dänemark: Trotz Rekordzahlen von über 

20.000 Fällen pro Tag vom 27.12. bis zum 30.12.2021, die zu 90% auf die Omikron-

Variante zurückzuführen waren, mussten am 03.01.2022 weniger als 5 Intensivpati-

enten im Zusammenhang mit der Omikron-Variante in einem dänischen Kranken-

haus behandelt werden.40 

168 Eine Studie von Lewnard et al. anhand von Daten des Gesundheitsversorgers 

Kaiser Permanente Southern California, die vom US Centers for Disease Control 

and Prevention (CDC) finanziert wurde, zeigt, dass von rund 53.000 Omikron-Fällen 

                                                                                                                                     
2ed5c7407d7a?utm_content=buffer6de56&utm_medium=social&utm_source=twitter.com&utm_campai
gn=buffer (abgerufen am 06.02.2022).  
39

 UKHSA, SARS-CoV-2 variants of concern and variants under investigation in England, Technical 
briefing: Update on hospitalisation and vaccine effectiveness for Omicron VOC-21NOV-01 (B.1.1.529), 
31 December 2021. Abrufbar im Internet unter: 
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/104
4481/Technical-Briefing-31-Dec-2021-Omicron_severity_update.pdf (abgerufen am 06.02.2022); vgl 
auch den Bericht des Deutschen Ärzteblatts vom 04.01.2022, abrufbar im Internet unter : 
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/130579/Grossbritannien-Weniger-Hospitalisierungen-durch-
Omikron-bei-abgeschwaechtem-Impfschutz?utm_source=dlvr.it&utm_medium=twitter (abegrufen am 
06.02.2022).  
40

 Statens Serum Institut, Covid-19 Rapport om omikronvarianten 03. jan. | 2022, abrufbar im Internet 
unter: https://files.ssi.dk/covid19/omikron/statusrapport/rapport-omikronvarianten-03012022-9gj3 (ab-
gerufen am 06.02.2022).  

https://www.ft.com/content/3d2c5e38-a9aa-47a5-b8f2-2ed5c7407d7a?utm_content=buffer6de56&utm_medium=social&utm_source=twitter.com&utm_campaign=buffer
https://www.ft.com/content/3d2c5e38-a9aa-47a5-b8f2-2ed5c7407d7a?utm_content=buffer6de56&utm_medium=social&utm_source=twitter.com&utm_campaign=buffer
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/1044481/Technical-Briefing-31-Dec-2021-Omicron_severity_update.pdf
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/1044481/Technical-Briefing-31-Dec-2021-Omicron_severity_update.pdf
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/130579/Grossbritannien-Weniger-Hospitalisierungen-durch-Omikron-bei-abgeschwaechtem-Impfschutz?utm_source=dlvr.it&utm_medium=twitter
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/130579/Grossbritannien-Weniger-Hospitalisierungen-durch-Omikron-bei-abgeschwaechtem-Impfschutz?utm_source=dlvr.it&utm_medium=twitter
https://files.ssi.dk/covid19/omikron/statusrapport/rapport-omikronvarianten-03012022-9gj3
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kein einziger beatmet werden musste41. Dies wurde auch von der CDC-Direktorin 

Rochelle Walensky auf Twitter hervorgehoben:  

-  

169 Für Unter-50-Jährige liegt das Sterberisiko von SARS-CoV-2 unter dem der 

jährlichen Influenza, wie folgende Grafik aus der Financial Times unter Auswertung 

repräsentativer statistischer Daten des Statistikamtes Vereinigten Königreichs 

(ONS) zeigt: 

                                                
41

 Lewnard et al., Clinical outcomes among patients infected with Omicron (B.1.1.529) SARS-CoV-2 
variant in southern California, medRxiv 2022.01.11.22269045; doi: 
https://doi.org/10.1101/2022.01.11.22269045, abrufbar im Internet unter: 
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2022.01.11.22269045v1.full.pdf+html (abgerufen am 
06.02.2022). 

https://doi.org/10.1101/2022.01.11.22269045
https://www.medrxiv.org/content/10.1101/2022.01.11.22269045v1.full.pdf+html
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2. Wirksamkeit der Impfungen  

170 Die Wirksamkeit der verfügbaren Impfstoffe ist im Hinblick auf den vom Gesetzge-

ber adressierten Gesetzeszweck zu prüfen, vulnerable Menschen in den Einrichtun-

gen und Unternehmen im Sinne des § 20a Abs. 1 IfSG zu schützen. 

171 Insofern kommt es darauf an, inwiefern die Impfungen einen Fremdschutz vermitteln 

d.h. einen Schutz vor der Übertragung des Virus. Dagegen kommt es nicht darauf 

an, inwieweit die Impfungen den Geimpften selbst davor schützen, sich zu infizieren 

oder mild oder schwer zu erkranken und ggf. am COVID-19 zu versterben, sofern 

sich dies nicht auf ihre Infektiosität auswirkt.  

172 Die Impfungen könnten in zweierlei Hinsicht die Virustransmission begrenzen:  

- indem sie dafür sorgen, dass sich weniger Menschen infizieren, denn 

dann kann SARS-CoV-2 auch nur seltener übertragen werden; 

- indem sie dafür sorgen, dass auch infizierte Geimpfte das Virus seltener 

übertragen.  

173 Inwieweit die Impfstoffe insoweit vor einer Übertragung und Ausbreitung von SARS-

CoV-2 schützen, ist durch die arzneimittelrechtliche Zulassung der Impfstoffe und 

die ihnen zugrunde liegenden hochwertigen klinischen Studien (mit tausenden Stu-

dienteilnehmern mit Kontrollgruppen, die Placebo-Präparate erhalten und randomi-

siert und doppelverbindet getestet werden ï RCTs: sog. randomised clinical trials) 

nicht festgestellt worden (a).  

174 Zur Frage, ob und inwieweit und f¿r wie lange die Impfstoffe einen ĂFremdschutzñ 

vermitteln, liegen lediglich sog. Beobachtungsstudien vor.  

175 Das unabhängige Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen 

(IQWiG), das den Nutzen und den Schaden von medizinischen Maßnahmen für 
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Patientinnen und Patienten untersucht und dabei nach den Methoden der sog. Ăevi-

denzbasierten Medizinñ arbeitet, definiert in seinem Methondenpapier (S. 81) vom 

24.01.2022 den Unterschied zwischen RCTs und Beobachtungsstudien wie folg:  

ĂErheblichen Einfluss auf die Ergebnissicherheit hat das Studiendesign. Denn mit Be-
obachtungsstudien, prospektiv oder retrospektiv, kann ein kausaler Zusammenhang 
zwischen Intervention und Effekt in der Regel nicht dargestellt werden, während die 
kontrollierte Interventionsstudie grundsätzlich hierfür geeignet ist [296]. Dies gilt vor al-
lem dann, wenn andere, das Ergebnis beeinflussende Faktoren ganz oder weitgehend 
ausgeschaltet werden. Aus diesem Grund stellt die randomisierte kontrollierte Studie 
den Goldstandard bei der Bewertung medikamentöser und nicht medikamentöser Inter-
ventionen dar [538].ñ

42
 

 

176 Die Studienlage bietet danach keine Evidenz für einen signifikanten Fremdschutzef-

fekt der Impfstoffe.  

177 Vielmehr lässt sich sich ï mit geringer Evidenz ï zeigen, dass von Geimpften eine 

ganz erhebliche Virusausbreitung ausgeht und die COVID-19-Impfungen allenfalls 

für wenige Monate die Wahrscheinlichkeit einer Infektion und Weitergabe von 

SARS-CoV-2 reduzieren. Die Annahmen des Gesetzgebers, die er der Impfpflicht 

zugrunde gelegt hat (vgl. oben Rn. 14 ff.), trifft somit nur für einen relativ kurzen 

Zeitraum in einem eingeschränkten Maße zu; insgesamt ï auf mittlere und längere 

Sicht ï beruht der in der Gesetzesbegründung vorausgesetzte Zweck auf falschen 

Voraussetzungen 

178 Dies belegen die Daten des Robert Koch-Instituts (b), aktuelle Studien unter 

Berücksichtigung sehr großer Vergleichsgruppen und Bevölkerungszahlen (c), der 

Vergleich mit statistischen Daten aus anderen Ländern (d), die Berücksichtigung der 

Bevölkerungsheterogenität (e), der besonders gering ausgeprägte Übertragungs-

schutz der Vektorimpfstoffe (f) und schließlich die verhaltensbedingt höhere Infekti-

ösität der Geimpften (g).  

179 Eine neue Lage ist durch die sich stark verbreitende Omikron-Variante entstanden. 

Die bisherigen COVID-19-Impfstoffe verleihen nur einen sehr rasch vorübergehen-

den und zudem geringeren Schutz gegen Infektionen mit dieser Variante und Über-

tragung (h).  

180 Schließlich wird auf den Effekt von Auffrischimpfungen eingegangen (i).  

a) Das aufgrund der bedingten Ma rktzulassungen der Impfstoffe arzneimitte l-

rechtlich zugelassene Anwendungsgebiet  

181 Die Impfstoffe sind nur zum Schutz vor symptomatischer Infektion bzw. Covid-19-

Erkrankung arzneimittelrechtlich durch die EMA zugelassen.  

182 Die von der EU-Kommission arzneimittelrechtlich zugelassene Indikation lautet: 

                                                
42

 Abrufbar auf der Internetseite des IQWIG unter: https://www.iqwig.de/ueber-
uns/methoden/methodenpapier/ (abgerufen am 06.02.2022). 

https://www.iqwig.de/ueber-uns/methoden/methodenpapier/
https://www.iqwig.de/ueber-uns/methoden/methodenpapier/
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Ăé for active immunisation to prevent COVID-19 caused by SARS-CoV-2 virusñ 

183 Dies zeigt ï exemplarisch ï ein Auszug aus dem Humanarzneimittelregister der EU-

Kommission für den COVID-19- Impfstoff Comirnaty: 

 

184 Auch das Paul-Ehrlich-Institut schreibt auf seiner Internetseite unter der Überschrift:  

Auflistung der zugelassenen Impfstoffe 

ĂCOVID-19-Impfstoffe sind indiziert zur aktiven Immunisierung zur Vorbeugung der 
durch das SARS-CoV-2-Virus verursachten COVID-19-Erkrankung.ñ

43
 

185 Schutz vor eine Virusinfektion (sofern sie asymptomatisch oder mild-symptomaisch 

verläuft und nicht mit COVID-19-typischen Symptomen verbunden ist) und Schutz 

vor Übertragung (Transmissionsschutz) ist weder Teil der per Zulassungsentschei-

dung genehmigten Indikation und Anwendung der Impfung noch sog. ĂEndpunktñ 

(also die Zielgröße, die in den Studien gemessen wird) der Zulassungsstudien ge-

wesen.44 

186 Dies sei am Beispiel des Impfstoffs der Firmen Biontech und Pfizer ï Comirnaty ï 

erläutert: Aus dem Anhang der arzneimittelrechtlichen Zulassungsentscheidung der 

Europäischen Kommission vom 21.12.2020 ï C(2020) 9598 (final)45 ï mit der Zu-

sammenfassung der Merkmale des Arzneimittels ergibt sich die Falldefinion einer 

symptomaischen COVID-19-Erkrankung, auf die sich sowohl das zugelassene An-

wendungsgebiet als auch der Endpunkt der in den Zulassungsstudien geprüften 

Wirksamkeit des Impfstoffs beziehen:  

ĂBestªtigte Fªlle wurden durch Reverse-Transkriptase-Polymerase-Kettenreaktion (RT-
PCR) und mindestens 1 Symptom in Übereinstimmung mit COVID-19 [*Falldefinition: 
(mindestens 1 von) Fieber, neuer oder verstärkter Husten, neuer oder gesteigerter 
Kurzatmigkeit, Schüttelfrost, neuen oder vermehrten Muskelschmerzen, neuer Ge-
schmacks- oder Geruchsverlust, Halsschmerzen, Durchfall oder Erbrechen.ñ 

187 Dies kommt auch in dem der Zulassungsentscheidung zugrunde liegenden 

Prüfbericht (Assessment Report) der Europäischen Arzneimittelagentur (EMA) in 

Bezug auf Comirnaty vom 19.02.2021 ïEMA/707383/2020 Corr.1*1 Committee for 

Medicinal Products for Human Use (CHMP) ï im Kapitel ĂConclusions on clinical 

efficacyñ zum Ausdruck:  

                                                
43

 Abrufbar im Internet unter: https://www.pei.de/DE/arzneimittel/impfstoffe/covid-19/covid-19-
node.html?cms_gts=221094_list%253DdateOfIssue_dt%252Basc (abgerufen am 21.01.2022).  
44

 Vgl. exemplarisch zu Cormirnaty, abrufbar im Internet unter: 
https://www.ema.europa.eu/en/medicines/human/EPAR/comirnaty#authorisation-details-section (abge-
rufen am 06.02.2022.  
45

 Abrufbar auf der Internetseite mit dem Arzneimittelregister der Europäischen Kommision unter: 
https://ec.europa.eu/health/documents/community-register/html/h1528.htm bzw. direkt: 
https://ec.europa.eu/health/documents/community-register/2020/20201221150522/anx_150522_de.pdf 
(S. 8.). 

https://www.pei.de/DE/arzneimittel/impfstoffe/covid-19/covid-19-node.html?cms_gts=221094_list%253DdateOfIssue_dt%252Basc
https://www.pei.de/DE/arzneimittel/impfstoffe/covid-19/covid-19-node.html?cms_gts=221094_list%253DdateOfIssue_dt%252Basc
https://www.ema.europa.eu/en/medicines/human/EPAR/comirnaty#authorisation-details-section
https://ec.europa.eu/health/documents/community-register/html/h1528.htm
https://ec.europa.eu/health/documents/community-register/2020/20201221150522/anx_150522_de.pdf


Seite 42 von 163 

ĂIt is presently not known if the vaccine protects against asymptomatic infection, or its 
impact on viral transmission. The duration of protection is not known.ñ

46
 

188 In diesem Prüfbericht (S. 12) wird auch ausdrücklich auf folgendes hingewiesen:  

ĂHowever, many patients present without fever or radiographic changes, and infections 
may be asymptomatic which is relevant to controlling transmission.ñ 

Übersetzt:  

ĂViele Patienten stellen sich jedoch ohne Fieber oder radiologische Verªnderungen vor, 
und Infektionen können asymptomatisch verlaufen, was für die Kontrolle der Übertra-
gung relevant ist.ñ (eigene ¦bersetzung).  

189 Daran hat sich ï arzneimittelrechtlich ï auch durch die Verlängerung der auf ein 

Jahr befristeten arzneimittelrechtlichen Zulassung um ein weiteres Jahr durch die 

Entscheidung der Europäischen Kommission vom 03.11.2021 nichts geändert.47 Die 

Europäische Arzneimittelagentur schreibt auch aktuell auf ihrer Internetseite, dass 

die Wirksamkeit von Comirnaty im Hinblick auf eine Reduktion der Virustransmissi-

on nicht bekannt ist.48 

190 Aus der Zulassung der Impfstoffe f¿r und im Rahmen der Indikation Ăzur aktiven 

Immunisierung zur Vorbeugung der durch das SARS-CoV-2-Virus verursachten 

COVID-19-Erkrankungñ kann somit nicht geschlossen werden, dass die Impfstoffe 

die Virustransmission verhindern oder reduzieren können.  

191 Sie sind nicht zum Schutz gegen Infektion und Übertragung von SARS-CoV-2 

zugelassen.  

192 Den Einsatz der Impfstoffe zum Schutz gegen eine Übertragung des Virus kann 

man somit als Ăoff-label-useñ bezeichnen, da er nicht von der zustªndigen Geneh-

migungsbehörde (EMA) für diese Indikation geprüft und zugelassen ist. 

193 Soweit sich Gesetzgeber und Politik also auf die von der EMA im Zulassungsverfah-

ren geprüfte und festgestellte Wirksamkeit der Covid-19-Impfstoffe berufen, bezieht 

sich diese bei genauerem Hinsehen nicht auf den Transmissionsschutz, sondern 

ausschließlich auf die Verhinderung symptomatischer Krankheitsverläufe.  

194 Die Annahme, dass die COVID-19-Impfstoffe auch die Virustransmission mindern, 

lässt sich somit weder auf die arzneimittelrechtliche Zulassung der Impfstoffe noch 

auf die den Zulassungen zugrunde liegenden Studien stützen. Gestützt wird sie da-

her auch auf andere Studien - sog. Beobachtungsstudien - mit denen der Infektions- 

                                                
46

 Abrufbar im Internet unter: https://www.ema.europa.eu/en/documents/assessment-report/comirnaty-
epar-public-assessment-report_en.pdf (abgerufen am 06.02.2022) S. 97.  
47

 Vgl. Anhang I der Entscheidung vom 03.11.2021 - C(2021) 7992 (final) ï abrufbar im Internet unter: 
https://ec.europa.eu/health/documents/community-register/2021/20211103153695/anx_153695_de.pdf 
(S. 10) sowie ĂAssessment report on extension of marketing authorisation COMIRNATYñ 25 November 
2021 ï EMA/719541/2021 Committee for Medicinal Products for Human Use (CHMP) ï: ĂIt is currently 
unknown if vaccination provides protection against asymptomatic infection, and to what extent vaccina-
tion prevents further transmission. The efficacy against transmission would be of great interest to pre-
dict the impact of the vaccine against SARS-CoV-2 circulation, particularly among the paediatric popu-
lation. The duration of protection is unknown in children and adolescents, as well as among adults.ñ 
48

 Vgl. die Angaben auf der Website der EMA unter: 
https://www.ema.europa.eu/en/medicines/human/EPAR/comirnaty (abgerufen am 06.02.2022).  

https://www.ema.europa.eu/en/documents/assessment-report/comirnaty-epar-public-assessment-report_en.pdf
https://www.ema.europa.eu/en/documents/assessment-report/comirnaty-epar-public-assessment-report_en.pdf
https://ec.europa.eu/health/documents/community-register/2021/20211103153695/anx_153695_de.pdf
https://www.ema.europa.eu/en/medicines/human/EPAR/comirnaty
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und Übertragungsschutz in verschiedenen Zeiträumen nach abgeschlossener Imp-

fung untersucht wurde bzw. noch untersucht wird. 

b) Einschätzungen und Daten des Robert Koch -Instituts  

195 Das Robert Koch-Institut veröffentlicht auf seiner Internetseite Einschätzungen zur 

Impfstoffwirksamkeit. Es unterscheidet dabei zwischen einem durch die COVID-

Impfstoffe erzeugten Schutz vor Infektion (jeglicher Art), asymptomatischer und 

symptomatischer Infektion, dem Schutz vor einer schweren Erkrankung und dem 

Schutz gegenüber einer Virusübertragung an Dritte.49 Es stützt sich abei auf eine 

laufend aktualisierte Meta-Analyse der Ständigen Impfkommission (STIKO), die ï 

soweit ersichtlich ï zuletzt in der Fachzeitschrift Eurosurveillance am 14.10.2021 

veröffentlicht wurde.50 Sie berücksichtigt den Forschungsstand bis zum 25.08.2021.  

196 Das Robert Koch-Institut hat seine Einschätzung der Wirksamkeit der Impfstoffe ï 

ebenso wie die STIKO ï in wenigen Monaten stark verändert und im Hinblick auf 

den Fremdschutzsanspekt und eine Reduzierung der Virustransmission einge-

schränkt. Die auf der Interentseite des RKI verºffentlichte ĂFAQ-Liste-Wirksamkeitñ51 

wurde wiederholt geändert. 

197 Die frühere Einschätzung des RKI, Geimpfte spielten bei der Virusverbreitung keine 

wesentliche Rolle und ihre Risiken seien insgesamt im Vergleich zu nicht Immuni-

sierten ganz erheblich reduziert, ist überholt. Sie wurde inzwischen auch vom Ro-

bert-Koch-Institut selbst deutlich eingeschränkt. Das RKI erklärt nunmehr ausdrück-

lich:  

ĂIn welchem MaÇ die Impfung die ¦bertragung des Virus reduziert, kann derzeit nicht 
genau quantifiziert werden.ñ

 52
 

198 Entscheidend ist, dass folgende Aussage  nicht länger vom RKI vertreten wird53:  

ĂAus Public -Health -Sicht erscheint durch die Impfung das Risiko einer Virusübe r-
tragung in dem Maß reduziert, dass Geimpfte bei der Epidemiologie der Erkra n-
kung keine wesentliche Rolle mehr spielen. ñ 

199 Stattdessen wird ausgeführt:  

                                                
49

 abrufbar unter: https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/FAQ_Liste_Wirksamkeit.html 
(Stand. 24.01.2022).  
50

 Harder, et al., Effectiveness of COVID-19 vaccines against SARS-CoV-2 infection with the Delta 
(B.1.617.2) variant: second interim results of a living systematic review and meta-analysis, 1 January to 
25 August 2021. Euro Surveill. 2021;26(41):pii=2100920. https://doi.org/10.2807/1560-
7917.ES.2021.26.41.2100920 Received: 20 Sep 2021 (abgerufen am 31.01.2022).  
51

 abrufbar unter: https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/FAQ_Liste_Wirksamkeit.html 
(Stand 24.01.2022).  
52

 RKI, COVID-19 und Impfen: Antworten auf häufig gestellte Fragen [FAQ], abrufbar unter: 
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/FAQ_Transmission.html, Stand 02.11.2021.  
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ĂIn der Summe ist das Risiko, dass Menschen trotz Impfung PCR-positiv werden und 
das Virus übertragen, unter der Deltavariante deutlich vermindert. Wie hoch das 
Transmissionsrisiko unter Omikron ist, kann derzeit noch nicht bestimmt werden. Es 
muss jedoch davon ausgegangen werden, dass Menschen nach Kontakt mit SARS-
CoV-2 trotz Impfung PCR-positiv werden und dabei auch Viren ausscheiden und infek-
tiös sind. Dabei können diese Menschen entweder Symptome einer Erkrankung (die 
zumeist eher milde verläuft) oder überhaupt keine Symptome entwickeln. Zudem lässt 
der Impfschutz über die Zeit nach und die Wahrscheinlichkeit trotz Impfung PCR-positiv 
zu werden nimmt zu.ñ

54
 

200 Zwar wird dies eingeschränkt:  

ĂDie Virusausscheidung bei Personen, die trotz Impfung eine SARS-CoV-2-Infektion 
haben,ñ sei Ăk¿rzer als bei ungeimpften Personen mit SARS-CoV-2-Infektionñ.  

201 Wenn die infektionsschützende Wirkung ï siehe oben ï nach Einschätzung des RKI 

nicht quantifizierbar ist, kann ihr auch keine spezifische Schutzwirkung zugeschrie-

ben werden. Und für wie lange dieser Schutz andauern mag, ist ungewiss.  

202 Die Aussage, die Impfstoffe schützten vor Infektionen und Virustransmission, trifft 

nur auf die ersten Monate nach Erwerb eines vollständigen Impfschutzes zu, be-

rücksichtigt aber nicht, dass der Transmissionsschutz danach drastisch absinkt und 

zwar besonders rasch bei den Vektorimpfstoffen und unter diesen am stärksten bei 

dem Impfstoff der Fa. Janssen. Durch die ï nun breitflächig ï ausgesprochene 

Empfehlung von Nachimpfungen55 wird dies implizit zugestanden.  

203 Die Einschätzungen der STIKO zu den verschiedenen Zielpunkten der Impfstoffef-

fektivität finden sich in den Begründungen ihrer Impfempfehlung, die in den Epide-

miologischen Bulletins des RKI veröffentlich sind. Für den vorliegend relevanten 

Zusammenhang spielen die Einschätzungen zur Effektivität im Sinne eines Schut-

zes vor Infektionen allgemein sowie insbesondere auch vor asymptomatischen In-

fektionen und vor einer Virustransmission eine Rolle.  

204 In der ĂWissenschaftliche Begr¿ndung der STIKO zur Empfehlung der COVID-19-

Auffrischimpfungñ vom 18.10.202156 werden dazu folgende Feststellungen getroffen:  

- die ï noch andauernden ï Zuslassungsstudien zeigten in der Zeit vor der Do-
minanz der Delta-Variante bei Comirnaty alle 2 Monate eine Abnahme der VE 
(Impfeffektivität) zur Verhinderung von COVID-19 um etwa 6 %, während sie 
bei Spikevax unverändert blieb; 

- die Zusammenfassung der Einzelschªtzer aller Studien f¿r den Endpunkt Ăjegli-
che Infektionñ (Delta-Variante) mittels Meta-Analyse ergab eine gepoolte Imp-
feffektivität von 66,9 % (95 % KI: 58,4 ï 73,6 %); 
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- in der Metaanalyse wurde ein gepoolter Studienschätzer zur Verhinderung von 
asymptomatischen Infektionen (Delta-Variante) von 63 % (95 % KI: 41ï 77 %) 
ermittelt; 

- ebenso gibt es eindeutige Hinweise für einen mit der Zeit nachlassenden Impf-
schutz. Der mRNA-Impfstoff Spikevax zeigt im Unterschied zu den beiden an-
deren Impfstoffen nach bisheriger Studienlage keinen eindeutigen Rückgang 
des Impfschutzes über die Zeit.; 

- zusätzlich zeigt sich, dass die durchschnittliche Viruslast bei SARS-CoV-2-
Infektionen von Geimpften signifikant niedriger ist als bei Ungeimpften. Daher 
ist das Übertragungsrisiko von geimpften Indexfällen auf Kontaktpersonen im 
Vergleich zu ungeimpften Indexfällen deutlich reduziert. Die Reduktion des 
Transmissionsrisikos besteht bereits nach der 1. Impfstoffdosis und nimmt nach 
der 2. Impfstoffdosis noch zu; 

- Daten aus den klinischen Zulassungsstudien zu den Auffrischimpfungen und 
den bisher publizierten Impactstudien nach Einführung der Auffrischimpfung 
zeigen, dass die Immunantwort nach Verabreichung einer 3. Impfstoffdosis im 
Vergleich zu der Immunantwort nach der 2. Impfstoffdosis deutlich ausgepräg-
ter ist und die Wirksamkeit gegenüber der Delta-Variante dadurch positiv beein-
flusst wird, Aussagen über einen Langzeiteffekt sind auf Grundlage dieser Stu-
dien noch nicht möglich. 

205 In der ĂWissenschaftliche Begr¿ndung der STIKO zur Aktualisierung der Empfeh-

lung der COVID-19-Auffrischimpfung mit einem mRNA-Impfstoffñ vom 29.11.202157 

werden dazu folgende Feststellungen getroffen:  

- im Zeitraum von 4 bis 6 Monaten nach Abschluss der Grundimmunisierung 
kommt es zu einem Rückgang der Wirksamkeit gegen symptomatische Infekti-
onen jeglicher Schwere (je nach Impfstoff und Altersgruppe) um zwischen 10 
und 50 %; der Schutz gegen asymptomatische Infektionen wird nicht darge-
stellt, nimmt aber wahrscheinlich noch stärker ab);  

- die vorliegenden epidemiologischen Studien legen nahe, dass das Ausmaß der 
Transmissionsreduktion unter der Delta-Variante im Vergleich zu ungeimpften 
Indexfällen bei etwa 50 % liegt und damit im Vergleich zur Alpha-Variante ver-
mindert ist. Die laborgestützten Studien zeigen, dass geimpfte Personen initial 
eine gleichhohe Viruslast wie Ungeimpfte haben, wobei es aber im Verlauf bei 
ersteren zu einer schnelleren Viruselimination kommt. Bei der Bewertung dieser 
Daten sollte zudem berücksichtigt werden, dass auch die Wirksamkeit bei der 
Verhinderung von asymptomatischen Infektionen in Höhe von ca. 65 % zum 
Gesamteffekt der Transmissionsverhinderung beiträgt; 

- alle o. g. Studien zeigen deutlich die positiven Effekte der Auffrischimpfungen 
mit einem deutlich verbesserten Impfschutz gegenüber SARS-CoV-2-
Infektionen, Aussagen über einen Langzeiteffekt sind auf Grundlage dieser 
Studien nicht möglich.  

206 In der ĂWissenschaftliche Begründung der STIKO für die Empfehlung zur Verkür-

zung des Impfabstands zwischen Grundimmunisierung bzw. Infektion und Auf-
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frischimpfung auf einen Zeitraum ab 3 Monateñ vom 21.12.202158 werden dazu fol-

gende Feststellungen getroffen:  

- Labordaten mehrerer Arbeitsgruppen zeigen, dass bei Seren von Personen 
nach 2-maliger Impfung mit einem mRNA-Impfstoff (Comirnaty) eine im Ver-
gleich zur Delta-Variante deutlich verminderte oder gar fehlende Neutralisati-
onsfähigkeit gegen über der Omikron-Variante vorliegt; Auffrischimpfungen 
konnten die bisherige Neutralisationsfähigkeit der Seren teilweise wiederher-
stellen;  

- gegenüber der Omikron-Variante kommt es zu einem starken Absinken der 
Impfeffektivität bezüglich des Schutzes vor symptomatischen Infektionen; in 
Bezug auf Vaxzevria war ab Woche 15 nach Abschluss der Grundimmunisie-
rung kein signifikanter Impfschutz gegenüber der Omikron-Variante mehr 
nachweisbar; bei Comirnaty betrug die Impfeffektivität nach 15 bis 19 Wochen 
nur 34 %; nach der Auffrischimpfung wurde ein Wiederanstieg der Impfeffektivi-
tät auf 71 % (bei Grund-immunisierung mit Vaxzevria) bzw. 76 % (bei 
Grundimmunisierung mit Comirnaty) beobachtet; aus den Daten dieser Studie 
sind weder Schlussfolgerungen über die Schutzdauer nach der Auffrischimp-
fung noch über die Impfeffektivität gegenüber schweren Infektionen ableitbar. 

207 Auch die vom RKI erhobenen statistischen Rohdaten zeigen einen deutlich 

verminderten Transmissionsschutz. Die STIKO hat dazu in ihrer Begründung zu 

ihrer Impfempfehlung vom 29.11.2021 festegestellt: 

ĂDer zeitliche Verlauf der wºchentlich geschªtzten Impfeffektivitªt zeigt ab der KW 
28/2021, seit eine Dominanz der Delta-Variante besteht, ein langsames Absinken der 
Werte in beiden dargestellten Altersgruppen. Dies deutet neben der geringeren Impfef-
fektivität gegenüber der Verhinderung von SARS-CoV-2-Infektionen durch die Delta-
Variante auch auf einen mit der Zeit nachlassenden Impfschutz (waning) hin.ñ

59
 

208 Schon aus dem ĂWºchentlichen COVID-19- Lagebericht vom 25.11.2021ñ des RKI 

(Tabelle 3) ergab sich, dass von den symptomatischen COVID-19-Fällen (mit Anga-

be Impfstatus) der über 18-Jährigen 43,5% wahrscheinliche Impfdurchbrüche wa-

ren: 39,7% unter den 18-59-Jährigen und 60,5% der über 60-Jährigen. Von Woche 

zu Woche ließ sich beobachten, wie dieser Anteil zunahm.  
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